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Vorwort

Das Arbeitsentgelt spielt in der Sozialversicherung eine zen-
trale Rolle. Einerseits hängt die Versicherungspflicht bzw. die 
Versicherungsfreiheit von der Höhe des Arbeitsentgelts ab; 
andererseits bildet das Arbeitsentgelt die Grundlage für die 
Berechnung der Beiträge zur Kranken-, Pflege-, Renten- und 
Arbeitslosenversicherung.

Darüber hinaus kommt dem Arbeitsentgelt in Bezug auf die 
Geldleistungen der Sozialversicherung entscheidende Bedeu-
tung zu, denn ausschlaggebend für die Höhe des Kranken-
geldes, des Mutterschaftsgeldes, des Arbeitslosengeldes etc. 
ist die Höhe des Arbeitsentgelts; nicht zuletzt hängt auch die 
Höhe der Rente davon ab. 

Doch was ist im Einzelnen unter dem Begriff „Arbeitsentgelt“ 
zu verstehen? Welche Bezüge sind in den Versicherungs
zweigen als Arbeitsentgelt zu berücksichtigen und welche 
wiederum bleiben außer Betracht? 

Diese Fragen beantwortet die vorliegende Broschüre. Anhand 
einer alphabetischen Auflistung gibt sie schnell und umfas-
send darüber Auskunft, welche Arbeitnehmerbezüge nach 
dem Sozialversicherungsrecht als Arbeitsentgelt anzusehen 
sind. Unsere Einführung zum Begriff „Arbeitsentgelt“ soll  
Ihnen zusätzlich einen Überblick über die versicherungs
rechtlichen Grundlagen vermitteln. 

Auch wenn nicht alle Besonderheiten der einzelnen Arbeits-
entgeltarten berücksichtigt werden konnten, hoffen wir, Ihnen 
mit unserer Broschüre ein Hilfsmittel an die Hand zu geben, 
das Ihnen nützliche Dienste erweist. 

Falls Sie noch weitere Fragen haben sollten, stehen wir Ihnen 
dafür natürlich jederzeit gern zur Verfügung. 

Ihre IKK gesund plus
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A. Begriff „Arbeitsentgelt“

I. Allgemeines

Nach dem Sozialgesetzbuch sind unter Arbeitsentgelt alle  
laufenden und einmaligen Einnahmen zu verstehen, die aus 
einer Beschäftigung erzielt werden. Dabei ist es unerheblich, 
ob auf die Einnahmen ein Rechtsanspruch besteht, unter  
welcher Bezeichnung und in welcher Form sie geleistet wer-
den. Auch wenn sie nicht unmittelbar aus der Beschäftigung, 
sondern nur im Zusammenhang mit ihr erzielt werden, sind 
solche Einnahmen als Arbeitsentgelt zu berücksichtigen.  
Ergänzend hierzu schreibt die Sozialversicherungsentgelt
verordnung vor, dass einmalige Einnahmen, laufende Zulagen, 
Zuschläge, Zuschüsse sowie ähnliche Einnahmen, die zusätz-
lich zum laufenden Entgelt gezahlt werden, nicht dem Arbeits-
entgelt im Sinne der Sozialversicherung zugerechnet werden, 
soweit sie lohnsteuerfrei sind.

Im Hinblick auf das im Sozialversicherungsrecht maßgebende 
Arbeitsentgelt und den lohnsteuerpflichtigen Arbeitslohn 
herrscht damit weitgehend Übereinstimmung, sodass für die 
Berechnung der Lohnsteuer einerseits und für die Berechnung 
der Kranken-, Pflege-, Renten- und Arbeitslosenversicherungs-
beiträge andererseits in aller Regel von derselben Bemessungs-
grundlage ausgegangen werden kann.

II. Lohnsteuerfreibeträge

Steuerfreibeträge für erhöhte Werbungskosten und außer
gewöhnliche Belastungen ebenso wie der Arbeitnehmer-
Pauschbetrag, Altersentlastungsbetrag, Entlastungsbetrag  
für Alleinerziehende (Grundentlastungsbetrag einschließlich 
Erhöhungsbetrag) und andere Steuerfreibeträge sowie der 
„Faktor“ zur Minderung der Lohnsteuer in Steuerklasse IV  
haben auf die Sozialversicherung keinen Einfluss. Das Arbeits-
entgelt bleibt in der Sozialversicherung also in voller Höhe 
anrechnungsfähig. Auch ein steuerlicher Hinzurechnungs
betrag hat keine sozialversicherungsrechtlichen Folgen.

III. Pauschal besteuerte Bezüge

In bestimmten Fällen bzw. für bestimmte Bezüge lässt das 
Steuerrecht die Erhebung der Lohnsteuer nach einem Pausch-
steuersatz zu. Dadurch wird das Lohnsteuerverfahren erheb-
lich vereinfacht, denn es entfällt die konkrete Zuordnung der 

pauschal besteuerten Bezüge zum einzelnen Arbeitnehmer. 
Der Vereinfachung des Lohnsteuerverfahrens trägt der Sozial-
gesetzgeber Rechnung, indem er durch die Sozialversiche-
rungsentgeltverordnung bestimmte Bezüge, bei denen eine 
Pauschalbesteuerung möglich ist und keine Regelbesteuerung 
durchgeführt wird, vom Arbeitsentgelt in der Sozialversiche-
rung ausnimmt. Dadurch wird zwar von dem Grundsatz der 
Parallelität zwischen steuerpflichtigem Arbeitslohn und bei-
tragspflichtigem Arbeitsentgelt abgewichen; dennoch ver-
bleibt es bei der gemeinsamen Bemessungsgrundlage für die 
Lohnsteuer einerseits und für die Beiträge zur Sozialversiche-
rung andererseits, denn die Pauschalierung der Lohnsteuer 
erfolgt außerhalb des üblichen Lohnsteuerabzugsverfahrens. 

Nun bedeutet nicht jede Pauschalbesteuerung, dass die pau-
schal besteuerten Bezüge vom Arbeitsentgelt in der Sozialver-
sicherung auszunehmen sind. Die Pauschalbesteuerung des 
Arbeitslohns bei Teilzeitkräften hat z. B. keinerlei Auswirkun
gen auf die Sozialversicherung, sodass der den Teilzeitbeschäf-
tigten gezahlte Arbeitslohn in voller Höhe zum Arbeitsentgelt 
in der Sozialversicherung gehört. Auch darf das Arbeitsentgelt 
des Teilzeitbeschäftigten für den Fall, dass dieser im arbeits-
rechtlichen Innenverhältnis die pauschale Lohn- und Kirchen-
steuer sowie den Solidaritätszuschlag trägt, nicht um diese 
Beträge gekürzt werden. 

Wenn der Arbeitgeber in einer größeren Zahl von Fällen die 
Lohnsteuer nicht vorschriftsmäßig einbehalten hat, kann der 
jeweilige Arbeitslohn (oder Teil des Arbeitslohns) pauschal 
nachversteuert werden. Auch hierbei ist zu beachten, dass 
pauschal nachversteuerte Bezüge zum Arbeitsentgelt im 
Sinne der Sozialversicherung gehören, sie sind somit dem  
Arbeitnehmer individuell zuzuordnen. 

Sachprämien (Kundenbindungsprogramme), die ein Arbeit-
nehmer von Dritten erhält und die (nach § 37a EStG) pauschal 
versteuert werden, gehören nicht zum Arbeitsentgelt. Auch 
die (nach § 37b EStG) pauschal besteuerten Sachzuwendun
gen, die an Arbeitnehmer eines fremden Dritten gewährt
werden, sind nicht dem Arbeitsentgelt zuzurechnen, sofern
es sich nicht um Arbeitnehmer eines mit dem Zuwendenden
verbundenen Unternehmens (Konzernunternehmen) handelt.
Werden solche pauschal besteuerten Sachzuwendungen
jedoch an die eigenen Arbeitnehmer erbracht, gehören sie
zum Arbeitsentgelt und sind dem jeweiligen Arbeitnehmer
individuell zuzuordnen.
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Steuerfreie oder pauschal besteuerte Einnahmen, Zuwen-
dungen und Leistungen des Arbeitgebers sind regelmäßig  
nur dann nicht dem sozialversicherungsrechtlichen Arbeits-
entgelt zuzurechnen, soweit sie auch tatsächlich lohnsteuer-
frei belassen oder pauschal besteuert werden. Hat der Arbeit-
geber von dieser Möglichkeit keinen Gebrauch gemacht und 
die Einnahmen zunächst steuer- und beitragspflichtig behan-
delt, sind sie dem Arbeitsentgelt zuzurechnen. Eine erst im 
Nachhinein geltend gemachte Steuerfreiheit bzw. Pauschal
besteuerung wirkt sich auf die beitragsrechtliche Behandlung 
nur aus, wenn der Arbeitgeber die von ihm vorgenommene 
steuerpflichtige Behandlung noch ändern kann; dies ist in  
aller Regel bis zur Erstellung der Lohnsteuerbescheinigung, 
also bis spätestens zum Ablauf des Monats Februar des Folge-
jahres, möglich.

IV. Sachbezüge

1. Sachbezugswerte für Verpflegung und Unterkunft
Erhält der Arbeitnehmer im Rahmen seiner Beschäftigung freie 
Unterkunft und Verpflegung, ist der geldwerte Vorteil hierfür 
dem Arbeitsentgelt zuzuordnen. Die entsprechenden Sach
bezugswerte werden für jedes Kalenderjahr neu festgesetzt 
und gelten einheitlich für Steuer und Sozialversicherung: 

2. Freie Verpflegung
Für die freie Verpflegung gilt für das Kalenderjahr 2024 ein 
Sachbezugswert von insgesamt 313,00 EUR im Monat. Dabei 
werden für das Frühstück 65,00 EUR und jeweils 124,00 EUR 
für das Mittag- bzw. Abendessen angesetzt. Die vorgenann-
ten Beträge gelten für volljährige Arbeitnehmer, Jugendliche 
bis zur Vollendung des 18. Lebensjahres sowie für Auszubil-
dende. 

Wird freie Verpflegung auch Familienangehörigen des Arbeit-
nehmers gewährt, die nicht bei demselben Arbeitgeber be-
schäftigt sind, erhöhen sich die Sachbezugswerte. Ausgehend 
vom Sachbezugswert für den Arbeitnehmer selbst, sind zu-
sätzlich anzusetzen für Familienangehörige, die

n	 das 18. Lebensjahr vollendet haben, 100 %,
n	 das 14., aber noch nicht das 18. Lebensjahr vollendet  

haben, 80 %,
n	 das 7., aber noch nicht das 14. Lebensjahr vollendet  

haben, 40 % und
n	 das 7. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, 30 %.

3. Freie Unterkunft
Der Sachbezugswert für freie Unterkunft, die keine Wohnung 
ist (vgl. IV. 4), beträgt 2024 monatlich 278,00 EUR. Dieser Sach-
bezugswert vermindert sich um

n	 15 %, wenn der Beschäftigte in den Haushalt des Arbeitge-
bers oder in eine Gemeinschaftsunterkunft aufgenommen 
wird,

n	 15 % für Jugendliche bis zur Vollendung des 18. Lebens-
jahres und für Auszubildende,

n	 40 % bei Belegung mit zwei Beschäftigten; bei Belegung 
mit drei Beschäftigten sind es 50 %, bei mehr als drei Be-
schäftigten 60 %.

4. Freie Wohnung
Grundlage für die Festsetzung des Sachbezugswertes für freie 
Wohnung ist der ortsübliche Mietpreis. Besondere Berücksich-
tigung findet dabei die Lage der Wohnung zum Betrieb, wenn 
sich daraus Beeinträchtigungen für den Arbeitnehmer erge-
ben. Als Wohnung ist im Übrigen eine in sich geschlossene 
Einheit von Räumen anzusehen, in denen ein selbstständiger 
Haushalt geführt werden kann. Wesentlich ist hierbei, dass 
eine Wasserversorgung und -entsorgung, zumindest eine  
einer Küche vergleichbare Kochgelegenheit sowie eine  
Toilette vorhanden sind.

Ist im Einzelfall der ortsübliche Mietpreis nur unter außer
gewöhnlichen Schwierigkeiten zu ermitteln, kann die Woh-
nung sowohl in den alten als auch in den neuen Bundes
ländern mit 4,89 EUR monatlich je Quadratmeter bzw. bei 
einfacher Ausstattung mit 4,00 EUR monatlich je Quadrat
meter (2024) bewertet werden. Von einer einfachen Aus
stattung ist immer dann auszugehen, wenn die Wohnung 
nicht über eine Sammelheizung bzw. Bad oder Dusche  
verfügt.

5. Verbilligte Verpflegung, Unterkunft oder Wohnung
Gewährt der Arbeitgeber Verpflegung, Unterkunft oder Woh-
nung zu einem ermäßigten Preis, ist, ausgehend von diesem 
Betrag, grundsätzlich die Differenz zu dem Sachbezugswert  
zu ermitteln, der bei freiem Bezug der jeweiligen Arbeitgeber-
leistungen anzusetzen wäre. Dem Arbeitsentgelt zuzurechnen 
ist sodann dieser Differenzbetrag.

Im Übrigen wurde die Regelung im Steuerrecht, nach der ein 
Ansatz eines Sachbezugs für eine dem Arbeitnehmer vom Ar-
beitgeber zu eigenen Wohnzwecken überlassene Wohnung 
unterbleibt, soweit das vom Arbeitnehmer gezahlte Entgelt 
mindestens zwei Drittel des ortsüblichen Mietwerts und die-
ser nicht mehr als 25,00 EUR je Quadratmeter (ohne umlage-
fähige Kosten im Sinne der Verordnung über die Aufstellung 
von Betriebskosten) beträgt, zum 1. Januar 2021 auch für die 
Sozialversicherung übernommen. 
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6. Sonstige Sachbezüge
Für sonstige kostenfreie Sachbezüge, die nicht die Verpfle- 
gung oder Unterkunft des Arbeitnehmers betreffen und für  
die von Seiten der obersten Landesfinanzbehörden keine  
amtlichen Durchschnittswerte festgesetzt worden sind, ist  
der um übliche Preisnachlässe geminderte gängige Endpreis 
am Abgabeort im Zeitpunkt der Abgabe anzusetzen. Das ist 
der Preis, der im allgemeinen Geschäftsverkehr von Endver-
brauchern in der Mehrzahl der Verkaufsfälle am Abgabeort für 
gleichartige Waren oder Dienstleistungen tatsächlich gezahlt 
wird (einschließlich Umsatzsteuer und sonstige Preisbestand-
teile). 

Sofern der zu bewertende Sachbezug vom Arbeitgeber unter 
vergleichbaren Bedingungen in nicht unerheblichem Umfang 
fremden Endverbrauchern zu einem niedrigeren als dem üb-
lichen Preis angeboten wird, ist dieser Preis anzusetzen. Han-
delt es sich um ein umfangreiches Warenangebot, von dem 
fremde Endverbraucher ausgeschlossen sind, kann der übliche 
Preis einer Ware auch aufgrund repräsentativer Erhebungen 
über die relative Preisdifferenz für die gängigsten Einzelstücke 
jeder Warengruppe ermittelt werden. 

Wie erwähnt, ist für die Preisermittlung der Abgabeort von 
entscheidender Bedeutung. Sollte jedoch eine Festlegung  
für den Abgabeort nicht möglich sein, weil dort z. B. kein  
vergleichbares Warenangebot für fremde Endverbraucher  
besteht, muss der übliche Preis geschätzt werden. Ggf. wird  
als Wert der entstandene Aufwand angenommen.

Erhält der Arbeitnehmer eine Ware oder Dienstleistung, die 
mit dem um übliche Preisnachlässe geminderten gängigen 
Endpreis am Abgabeort zu bewerten ist, so kann sie aus  
Vereinfachungsgründen mit 96 % des Endpreises bewertet 
werden, zu dem sie der Abgebende oder dessen Abnehmer 
fremden Endverbrauchern im allgemeinen Geschäftsverkehr 
anbietet. Soweit solche Sachbezüge unentgeltlich oder teil
entgeltlich gewährt werden, bleiben die Vorteile im jeweiligen 
Dienstverhältnis außer Ansatz, wenn ihr Wert 50,00 EUR im 
Kalendermonat nicht übersteigt.

Waren und Dienstleistungen des Betriebes, die nicht über
wiegend für den Bedarf der Mitarbeiter bestimmt sind,  
werden gesondert bewertet (s. „Belegschaftsrabatte“).

V. Nettoarbeitsentgelt

Ausgangsbasis für die Beitragsberechnung in der Sozialversi-
cherung ist stets das Bruttoarbeitsentgelt des Arbeitnehmers. 
Wurde hingegen ein Nettoarbeitsentgelt vereinbart, ist der 
entsprechende Bruttobetrag durch Hinzurechnen der vom 
Arbeitgeber übernommenen Lohn- und Kirchensteuer, des 
übernommenen Solidaritätszuschlags und der übernom-
menen Arbeitnehmeranteile an den Sozialversicherungs
beiträgen zu ermitteln. 

HINWEIS:	 Sofern hiefür keine geeignete Softwarelösung 
zur Verfügung steht, erfolgt diese Hochrechnung manuell 
nach dem sog. Abtastverfahren. 

Dabei ist wie folgt vorzugehen: Zunächst sind Steuern und 
Beitragsanteile nach dem Nettoarbeitsentgelt zu bemessen. 
Diese Beträge sind daraufhin dem Nettoarbeitsentgelt hin
zuzurechnen. Der daraus errechnete Gesamtbetrag (vorläu-
figes Bruttoarbeitsentgelt) bildet die Grundlage für eine wei-
tere Hochrechnung, von der aus wiederum Steuer- und 
Beitragsanteile zu ermitteln sind. Der Vorgang ist so lange  
zu wiederholen, bis sich das Bruttoarbeitsentgelt nicht mehr 
verändert.

In gleicher Weise gilt das Abtastverfahren auch in Bezug auf 
Sonderzuwendungen, wenn diese netto gewährt werden. Je-
doch sind hierbei besondere Regelungen zu berücksichtigen, 
und zwar sowohl im Hinblick auf die Lohnsteuer als auch auf 
die Sozialversicherungsbeiträge. Für nähere Auskünfte dazu 
stehen wir Ihnen gern zur Verfügung.
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B. Arbeitsentgelt-ABC

Abfindungen
wegen Beendigung des Beschäftigungsverhältnisses, die als 
Entschädigung für den Wegfall künftiger Verdienstmöglich-
keiten durch den Verlust des Arbeitsplatzes gezahlt werden, 
sind – ungeachtet ihrer lohnsteuerrechtlichen Behandlung 
– kein Arbeitsentgelt. 

Zahlungen zur Abgeltung vertraglicher Ansprüche, die der 
Arbeitnehmer bis zum Zeitpunkt der Beendigung der Beschäf-
tigung erworben hat (z. B. Nachzahlung von während der Be-
schäftigung erzieltem Arbeitsentgelt) sowie Abfindungen, die

n	 wegen einer Rückführung auf die tarifliche Einstufung 
bzw.

n	 wegen einer Verringerung der wöchentlichen Arbeitszeit 
bei weiter bestehendem versicherungspflichtigen Beschäf-
tigungsverhältnis gezahlt werden, 

gehören dagegen zum Arbeitsentgelt. 
 
Werden Vorruhestandsgelder lohnsteuerrechtlich als Ab
findungen behandelt, hat dies keine Folgen für die Arbeits
entgelteigenschaft der Vorruhestandsgelder.

Abfindungen von Anwartschaften auf betriebliche
Altersversorgung s.  „Zukunftssicherungsleistungen“.

Abgeltungen für Urlaub s.  „Urlaubsabgeltungen“.

Abtretungen von Entgelt 
Da der Arbeitnehmer mit der Abtretung über seinen Lohn 
bzw. sein Gehalt verfügt, liegt in den entsprechenden Fällen 
Arbeitsentgelt vor.

Akkordlohn
ist eine Entgeltart, bei der sich die Höhe des Entgelts nach dem 
erbrachten Arbeitsergebnis richtet. Als Berechnungsarten 
kommen der Geldakkord (Festsetzung eines bestimmten 
Geldbetrags für eine bestimmte Leistung) und der Zeitakkord 
(maßgebend ist hier die Zahl der erbrachten Leistungen) in 
Betracht. Der Akkordlohn gehört zum beitragspflichtigen  
Arbeitsentgelt.

Aktienüberlassungen
Der geldwerte Vorteil unentgeltlicher oder verbilligter Aktien-
überlassungen des Arbeitgebers an seine Arbeitnehmer ist 
grundsätzlich Arbeitsentgelt; s. auch „Mitarbeiterkapital
beteiligungen“.

Altersteilzeit s. „Aufstockungsbeträge“.

Altersversorgung s. „Zukunftssicherungsleistungen“.

Annehmlichkeiten
wie unentgeltliche oder verbilligte Überlassung von Genuss-
mitteln und Getränken im Betrieb zum eigenen Verbrauch, 
Bereitstellung von Aufenthalts- und Erholungsräumen sowie 
von betriebseigenen Dusch- und Badeanlagen, betriebliche 
Fort- und Weiterbildungsleistungen sowie unentgeltliche 
Überlassung von Arbeitsmitteln zur beruflichen Nutzung  
stellen kein Arbeitsentgelt dar; s. auch „Aufmerksamkeiten“,  
„Betriebsveranstaltungen“.

Anwesenheitsprämien gehören zum Arbeitsentgelt.

Arbeitgeberbeitragsanteile 
Die vom Arbeitgeber aufgrund gesetzlicher Verpflichtung zu 
zahlenden Beitragsanteile zur Kranken-, Pflege-, Renten- und 
Arbeitslosenversicherung für versicherungspflichtige Arbeit-
nehmer sind kein Arbeitsentgelt.

Arbeitgeberdarlehen s. „Zinsersparnisse“.

Arbeitgeberzuschüsse
1. zum Krankenversicherungsbeitrag
Arbeitnehmer, die nur wegen Überschreitens der Jahresar-
beitsentgeltgrenze krankenversicherungsfrei oder bei Erhö-
hung der Grenze von der Krankenversicherungspflicht befreit 
worden sind, erhalten von ihrem Arbeitgeber einen Zuschuss 
zu ihrem Krankenversicherungsbeitrag, wenn sie freiwillig  
in der gesetzlichen Krankenversicherung (GKV) versichert sind 
oder bei einem privaten Krankenversicherungsunternehmen 
versichert sind und für sich und ihre Familienangehörigen  
Vertragsleistungen erhalten, die der Art nach den Leistungen 
der GKV entsprechen. 

Bei freiwillig in der GKV versicherten Arbeitnehmern hat der 
Arbeitgeber als Zuschuss den Betrag zu zahlen, den er als  
Beitragsanteil für einen versicherungspflichtig Beschäftigten 
bei Anwendung des allgemeinen oder ermäßigten Beitrags-
satzes der gesetzlichen Krankenversicherung zu zahlen hätte.

Bei privat krankenversicherten Arbeitnehmern ist als Beitrags-
zuschuss die Hälfte des Betrags zu zahlen, der sich unter An-
wendung des bundeseinheitlich geltenden allgemeinen Bei-
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tragssatzes oder, wenn der Arbeitnehmer bei Versicherung in 
der GKV keinen Anspruch auf Krankengeld hätte (z. B. Voll
rentner wegen Alters oder Pensionäre), die Hälfte des bundes-
einheitlich geltenden ermäßigten Beitragssatzes ergibt. Als 
Beitragszuschuss braucht der Arbeitgeber jedoch höchstens 
die Hälfte des Betrags zu zahlen, den der Arbeitnehmer für  
die private Krankenversicherung tatsächlich aufwendet. Nicht 
zuschussfähig sind jedoch die Beiträge für freiwillig in der  
GKV versicherte Angehörige.

Soweit der Zuschuss die vorgenannten Grenzen nicht über-
steigt, liegt kein Arbeitsentgelt vor.

Bei freiwillig oder privat krankenversicherten Arbeitnehmern, 
deren regelmäßiges Jahresarbeitsentgelt allein durch die Ge-
währung von Sonderzuwendungen die Jahresarbeitsentgelt-
grenze überschreitet, ist der Zuschuss in den Monaten, in de-
nen eine Sonderzuwendung anfällt, unter Zugrundelegung 
des noch nicht mit Zuschüssen belegten Teils der anteiligen 
Jahres-Beitragsbemessungsgrenze zu ermitteln; auch dieser 
Zuschuss stellt kein Arbeitsentgelt dar. Sofern die Krankenkasse 
in diesen Fällen vom Arbeitnehmer durchgehend monatlich 
den Höchstbeitrag verlangt, bleibt es dem Arbeitgeber un
benommen, sich dem hinsichtlich des Beitragszuschusses  
aus Vereinfachungsgründen anzuschließen. 

2. zum Pflegeversicherungsbeitrag

Freiwillig krankenversicherte Arbeitnehmer, die in der sozialen 
Pflegeversicherung versicherungspflichtig sind, erhalten von 
ihrem Arbeitgeber einen Zuschuss zum Pflegeversicherungs-
beitrag. Entsprechendes gilt für Arbeitnehmer, die bei einem 
privaten Krankenversicherungsunternehmen pflegeversichert 
sind und für sich und ihre Angehörigen, für die in der sozialen 
Pflegeversicherung eine Familienversicherung bestünde, Ver-
tragsleistungen erhalten, die nach Art und Umfang den Leis-
tungen der sozialen Pflegeversicherung gleichwertig sind.

Für freiwillig krankenversicherte Arbeitnehmer ist als Beitrags-
zuschuss der Betrag zu zahlen, den der Arbeitgeber im Falle 
von Krankenversicherungspflicht als Arbeitgeberbeitragsanteil 
zur sozialen Pflegeversicherung zu zahlen hätte, also grund-
sätzlich die Hälfte des Beitrags aus dem Arbeitsentgelt.

Auch für privat pflegeversicherte Arbeitnehmer hat der Arbeit-
geber als Beitragszuschuss den Betrag zu zahlen, den er für 
krankenversicherungspflichtige Arbeitnehmer zur sozialen Pfle-
geversicherung als Arbeitgeberbeitragsanteil aufzubringen hät-
te; höchstens jedoch die Hälfte des Betrags, den der Arbeitneh-
mer für die private Pflegeversicherung tatsächlich aufwendet.

Soweit der Zuschuss die vorgenannten Grenzen nicht über-
steigt, liegt kein Arbeitsentgelt vor.

Hinsichtlich der Berechnung des Zuschusses zum Pflegever
sicherungsbeitrag aus Sonderzuwendungen gelten die Aus-
führungen zum Arbeitgeberzuschuss zum Krankenversiche-
rungsbeitrag entsprechend.

3. zum Rentenversicherungsbeitrag

Zuschüsse des Arbeitgebers zu den Aufwendungen eines auf 
eigenen Antrag von der Versicherungspflicht in der gesetz-
lichen Rentenversicherung befreiten Arbeitnehmers für

n	 eine Lebensversicherung (s. auch „Zukunftssicherungs
leistungen“),

n	 die freiwillige gesetzliche Rentenversicherung oder
n	 eine öffentlich-rechtliche Versicherungs- oder Versor-

gungseinrichtung seiner Berufsgruppe

stellen bis zur Höhe des bei Versicherungspflicht des Arbeit-
nehmers in Betracht kommenden Arbeitgeberbeitragsanteils 
zur gesetzlichen Rentenversicherung, höchstens jedoch bis 
zur Hälfte der Gesamtaufwendungen des Arbeitnehmers  
kein Arbeitsentgelt dar.

Vorstandsmitglieder einer Aktiengesellschaft (AG) sind dage-
gen nicht rentenversicherungspflichtig. Zuschüsse, die ihnen 
die AG zur freiwilligen Weiterversicherung in der gesetzlichen 
Rentenversicherung oder einem Versorgungswerk gewährt, 
sind daher Arbeitsentgelt.

Arbeitnehmerbeitragsanteile
Die von versicherungspflichtigen Arbeitnehmern zu leisten-
den Anteile an den Beiträgen zur Kranken-, Pflege-, Renten- 
und Arbeitslosenversicherung gehören, wenn der Arbeitgeber 
sie übernimmt, zum Arbeitsentgelt.

Arbeitsessen s. „Mahlzeiten“.

Arbeitskleidung
Die Gestellung typischer Arbeitskleidung und auch ihre Über-
eignung sind kein Arbeitsentgelt. Das gilt auch für die Barab
lösung eines Anspruchs auf Gestellung von typischer Arbeits-
kleidung durch Gesetz, Tarifvertrag oder Betriebsvereinba- 
rung, wenn sie aus betrieblichen Gründen veranlasst ist und 
die entsprechenden Aufwendungen des Arbeitnehmers nicht 
offensichtlich übersteigt. Pauschale Barablösungen sind eben-
falls kein Arbeitsentgelt, soweit sie die regelmäßigen Beträge 
für Absetzung für Abnutzung und die üblichen Instandhal
tungs- und Instandsetzungskosten der typischen Arbeits
kleidung abgelten; dies gilt nicht für Reinigungskosten.

Im Einzelfall ist auch die Gestellung einheitlicher, während  
der Arbeitszeit zu tragender bürgerlicher Kleidungsstücke  
kein Arbeitsentgelt, wenn sie aus hygienischen Gründen  
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angeschafft wurden, weder besonders exklusiv noch  
teuer sind und es sich auch nicht um Individualbekleidung 
entsprechend der speziellen Wünsche der Mitarbeiter  
handelt.

Arbeitslosenversicherungsbeiträge 
s. „Arbeitgeberbeitragsanteile“, „Arbeitnehmerbeitragsanteile“.

Arbeitsmittel
Die unentgeltliche Überlassung von Arbeitsmitteln (z. B. Werk-
zeug) zur beruflichen Nutzung stellt kein Arbeitsentgelt dar. 
Gehen dagegen Arbeitsmittel in das Eigentum des Arbeit
nehmers unentgeltlich oder verbilligt über, so gehört der  
geldwerte Vorteil zum Arbeitsentgelt.

Auflassungsvergütungen
an Notariatsangestellte, die als Auflassungsbevollmächtigte 
tätig sind, gehören zum Arbeitsentgelt.

Aufmerksamkeiten
des Arbeitgebers, die auch im gesellschaftlichen Verkehr übli-
cherweise ausgetauscht werden und zu keiner ins Gewicht  
fallenden Bereicherung des Arbeitnehmers führen, sind kein  
Arbeitsentgelt, sofern ihr Wert 60,00 EUR nicht übersteigt; Geld-
zuwendungen gehören hingegen stets zum Arbeitsentgelt, auch 
wenn ihr Wert gering ist. Sachzuwendungen an im Haushalt des 
Arbeitnehmers wohnende Angehörige sind ebenfalls begünstigt.

Aufsichtsratsvergütungen
an Arbeitnehmer stellen kein Arbeitsentgelt dar, sie rechnen  
zu den selbstständigen Einkünften. 

Aufstockungsbeträge
sowie die aufgestockten (und allein vom Arbeitgeber zu tra-
genden) Pflichtbeiträge zur Rentenversicherung nach dem  
Altersteilzeitgesetz sind kein Arbeitsentgelt, auch soweit sie über 
die Mindestbeträge nach dem Altersteilzeitgesetz hinausgehen. 
Aufstockungsbeträge gehören jedoch zum Arbeitsentgelt, so-
weit sie zusammen mit dem Nettolohn für die Altersteilzeit
arbeit 100 % des Nettolohns ohne Altersteilzeit übersteigen.

Aufwandsentschädigungen
sind kein Arbeitsentgelt, wenn die Bezüge aus einer Bundes- 
oder Landeskasse gezahlt werden und sie in einem Bundes- 
oder Landesgesetz oder auf Grundlage einer auf bundes- oder 
landesgesetzlicher Ermächtigung beruhenden Bestimmung 
oder von der Bundes- oder einer Landesregierung als Auf-
wandsentschädigung festgesetzt und als solche im Haushalts-
plan ausgewiesen werden. Das gilt auch für die Bezüge, die als 
Aufwandsentschädigung aus öffentlichen Kassen an öffent-
liche Dienste leistende Personen gezahlt werden, soweit nicht 
festgestellt wird, dass sie für Verdienstausfall oder Zeitverlust 

gewährt werden oder den Aufwand, der dem Empfänger er-
wächst, offenbar übersteigen. Dementsprechend sind unab-
hängig vom tatsächlichen Aufwand,

a)	 sofern ein Betrag oder Höchstbetrag durch Gesetz oder 
Rechtsverordnung bestimmt ist, bei hauptamtlich Tätigen 
100 % der gewährten Aufwandsentschädigung, bei ehren-
amtlich Tätigen 33 1/3 % der gewährten Aufwandsent-
schädigung, mindestens 250,00 EUR monatlich,

b)	 sofern ein Betrag oder Höchstbetrag nicht durch Gesetz 
oder Rechtsverordnung bestimmt ist, bei hauptamtlich 
und ehrenamtlich Tätigen Aufwandsentschädigungen  
bis zum Höchstbetrag von 200,00 EUR monatlich

kein Arbeitsentgelt. Liegt die gezahlte Aufwandsentschädigung 
unter dem steuerfreien Monatsbetrag, kann der nicht ausge-
schöpfte Unterschiedsbetrag in andere Monate dieser Tätig-
keit im selben Kalenderjahr übertragen werden; s. auch  
„Ehrenamtsfreibetrag“, „Übungsleiterfreibetrag“. 

Ausbilderfreibetrag s. „Übungsleiterfreibetrag“.

Ausbildungsbeihilfen
sind Arbeitsentgelt, sofern sie von einem privaten Arbeitgeber 
dem Arbeitnehmer für seine Ausbildung gezahlt werden.

Ausbildungsvergütungen gehören zum Arbeitsentgelt.

Ausgleich von Rentenabschlägen
Leistungen des Arbeitgebers in Form von freiwillig übernom-
menen Rentenversicherungsbeiträgen i. S. d. § 187a SGB VI, 
mit denen Rentenminderungen bei vorzeitiger Inanspruch-
nahme einer Altersrente gemildert oder vermieden werden 
können, sind zur Hälfte steuerfrei nach § 3 Nr. 28 EStG.  
Die darüber hinausgehenden Rentenversicherungsbeiträge 
werden als Teil der Entschädigung i. S. d. § 24 Nr. 1 EStG, die im 
Zusammenhang mit der Auflösung eines Dienstverhältnisses 
geleistet wird, behandelt. Soweit die übrigen Voraussetzungen 
erfüllt sind, können sie also steuerlich begünstigt werden. 

In der Sozialversicherung stellen die vom Arbeitgeber freiwil-
lig übernommenen Ausgleichszahlungen kein Arbeitsentgelt 
im Sinne der Sozialversicherung dar; die gesamte Leistung des 
Arbeitsgebers ist daher beitragsfrei (s. auch „Abfindungen“).

Auslagenersatz
und durchlaufende Gelder sind kein Arbeitsentgelt. Pauschaler 
Auslagenersatz ist nur dann kein Arbeitsentgelt, wenn die Auf-
wendungen für einen Zeitraum von drei Monaten nachge
wiesen worden sind oder die Zahlungen auf tarifvertraglicher 
Verpflichtung beruhen.
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Auslandszulagen s. „Kaufkraftausgleich“.

Auslösungen
Soweit es sich bei Auslösungen um steuerfreie Reisekosten-
vergütungen oder um steuerfreie Ersatzleistungen für eine 
beruflich begründete doppelte Haushaltsführung handelt, 
liegt kein Arbeitsentgelt vor. In beiden Fällen gilt innerhalb  
der Drei-Monats-Frist im Inland für die steuerfreie Erstattung 
von Verpflegungsmehraufwendungen die Begrenzung auf  
die Verpflegungspauschalen von 28,00 EUR bzw. 14,00 EUR 
(s. „Reisekostenvergütungen“).

Bei doppelter Haushaltsführung gilt für den steuerfreien Er-
satz von Kosten für wöchentliche Familienheimfahrten mit 
öffentlichen Verkehrsmitteln oder mit Kraftfahrzeugen eine Ent-
fernungspauschale von 0,30 EUR für jeden vollen Kilometer der 
ersten 20 Kilometer der Entfernung zwischen der Familienwoh-
nung und dem Beschäftigungsort und für jeden weiteren Kilo-
meter von 0,38 EUR; bei Benutzung eines Flugzeugs sind höch-
stens die tatsächlichen Kosten anzusetzen. 

Der steuerfreie Ersatz von Kosten für Familienheimfahrten  
und für Unterkunft am Beschäftigungsort ist auch in der  
Zeit nach Ablauf der ersten drei Monate bei Beibehaltung  
beider Wohnungen zeitlich unbegrenzt möglich und stellt  
kein Arbeitsentgelt dar. 

Ein steuerlich eigener Hausstand setzt neben dem Innehaben 
einer Wohnung aus eigenem Recht als Eigentümer oder Mieter 
bzw. aus einem gemeinsamen oder abgeleiteten Recht als Ehe-
gatte, Lebenspartner, Lebensgefährte oder Mitbewohner auch 
eine finanzielle Beteiligung an den Kosten der Lebensführung 
(laufende Kosten der Haushaltsführung) voraus. Von einer sol-
chen finanziellen Beteiligung ist auszugehen, wenn die  
Barleistungen des Arbeitnehmers mehr als 10 % der monatlich 
regelmäßig anfallenden laufenden Kosten der Haushalts
führung (z. B. Miete, Mietnebenkosten, Kosten für Lebensmit-
tel und andere Dinge des täglichen Bedarfs) betragen. Bei 
Ehegatten oder Lebenspartnern mit den Steuerklassen III, IV 
oder V kann eine finanzielle Beteiligung an den Kosten der 
Haushaltsführung ohne entsprechenden Nachweis unterstellt 
werden.

Eine doppelte Haushaltsführung liegt auch dann vor, wenn die 
Familienwohnung aus privaten Gründen vom Beschäftigungs-
ort wegverlegt wird und daraufhin am Beschäftigungsort oder 
in dessen Nähe ein zweiter Hausstand begründet wird, um 
von dort der Beschäftigung (weiter) nachzugehen. Dies kann 
auch die bisherige Wohnung sein.

Die dem Arbeitnehmer tatsächlich entstandenen Aufwen-
dungen für eine doppelte Haushaltsführung im Inland (Woh-

nung oder Unterkunft) dürfen bis zu höchstens 1.000,00 EUR 
im Monat steuerfrei erstattet werden. Soweit dieser monat
liche Höchstbetrag nicht ausgeschöpft wird, ist eine Über
tragung und steuerfreie Erstattung des nicht ausgeschöpften 
Volumens in andere Monate der doppelten Haushaltsführung 
im selben Kalenderjahr möglich.

Die vorgenannte Begrenzung in Höhe von 1.000,00 EUR gilt 
nur für die unmittelbaren Aufwendungen für die Unterkunft, 
also die Miete oder AfA der Zweitwohnung sowie deren 
Neben- bzw. Betriebskosten. Die Kosten für Einrichtungs
gegenstände und Hausrat sind unbeschränkt und neben der 
monatlichen 1.000 EUR-Grenze steuerfrei erstattbar und 
damit kein Arbeitsentgelt im Sinne der Sozialversicherung.

Bei Arbeitnehmern ohne eigenen Hausstand wird eine dop-
pelte Haushaltsführung steuerlich nicht anerkannt. Die Folge: 
An diesen Personenkreis gezahlte Auslösungen sind steuer-
pflichtig und damit Arbeitsentgelt. 

Übernachten die Arbeitnehmer, die typischerweise nur an stän-
dig wechselnden Tätigkeitsstätten auswärts tätig werden (Aus-
wärtstätigkeit), am auswärtigen Tätigkeitsort, können die Un-
terkunftskosten zeitlich unbegrenzt vom Arbeitgeber steuerfrei 
erstattet werden. Bei einer längerfristigen beruflichen Tätigkeit 
an derselben auswärtigen Tätigkeitsstätte im Inland (nicht erste 
Tätigkeitsstätte) dürfen nach Ablauf von 48 Monaten die tat-
sächlich entstehenden Unterkunftskosten nur noch bis zur 
Höhe von 1.000,00 EUR im Monat vom Arbeitgeber steuerfrei 
erstattet werden. Das gilt auch für Hotelübernachtungen.

Eine berufliche Tätigkeit an derselben (auswärtigen) Tätig
keitsstätte liegt nur vor, wenn der Arbeitnehmer an dieser  
mindestens an drei Tagen wöchentlich tätig wird. Die 48-Mo-
nats-Frist beginnt daher nicht, solange die auswärtige Tätig
keitsstätte nur an zwei Tagen wöchentlich aufgesucht wird. Eine 
Unterbrechung von weniger als sechs Monaten, z. B. wegen  
Urlaub, Krankheit oder beruflicher Tätigkeit an einer anderen 
Tätigkeitsstätte, führt nicht zu einem Neubeginn der 48-Mo-
nats-Frist. Die Dauer des Unterbrechungszeitraums sowie 
des Ablaufs der 48-Monats-Frist sind stets im Nachhinein mit 
Blick auf die zurückliegende Zeit zu prüfen. Eine Zuordnung ist 
unbefristet, wenn die Dauer der Zuordnung zu einer Tätigkeits-
stätte nicht kalendermäßig bestimmt ist und sich diese auch 
nicht aus Art, Zweck oder Beschaffenheit der Arbeitsleistung  
ergibt.

Außendienstentschädigungen s. „Zehrgelder“.

Aussperrungsunterstützungen 
von Gewerkschaften sind kein Arbeitsentgelt.
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Belegschaftsrabatte
1. Allgemeines

Belegschaftsrabatte, die ein Arbeitgeber selbst seinen Arbeit-
nehmern beim Bezug von Waren oder Dienstleistungen ein-
räumt, sind bis zu 1.080,00 EUR im Kalenderjahr lohnsteuer- 
frei und in dieser Höhe auch kein Arbeitsentgelt im Sinne der 
Sozialversicherung. Dieser Rabattfreibetrag gilt allerdings nur 
für solche Waren und Dienstleistungen, die der Arbeitgeber 
nicht überwiegend für den Bedarf seiner Arbeitnehmer her-
stellt, vertreibt oder erbringt.

Zu den Waren gehören alle Wirtschaftsgüter, die im Wirtschafts- 
verkehr wie Sachen behandelt werden, also auch elektrischer 
Strom und Wärme. Auf Rohstoffe, Zutaten und Halbfertig
produkte ist der Rabattfreibetrag nur anwendbar, wenn diese 
mengenmäßig überwiegend in die Erzeugnisse des Betriebes 
eingehen. 

Auf Waren, die von Dritten hergestellt oder vertrieben werden, 
findet der Rabattfreibetrag ebenso wenig Anwendung wie auf 
Betriebs- und Hilfsstoffe, die mengenmäßig überwiegend 
nicht an fremde Dritte abgegeben werden (z. B. Benzin aus der 
betriebseigenen Zapfsäule, wenn der Arbeitgeber keine Tank-
stelle betreibt; Verkauf eines Gebrauchtwagens, der bislang im 
Betrieb des Arbeitgebers eingesetzt war).

Zu den Dienstleistungen, bei denen der Rabattfreibetrag in 
Betracht kommen kann, gehören z. B. Beförderungsleistungen, 
Beratungen, Werbung, Datenverarbeitung, Kontenführung, 
Reiseveranstaltungen, die Verschaffung von Versicherungs
schutz sowie Nutzungsüberlassungen wie z. B. die leih- oder 
mietweise Überlassung von Grundstücken, Wohnungen, 
möblierten Zimmern, Kraftfahrzeugen und Maschinen sowie 
die Gewährung von Darlehen; s. auch „Jobticket“.

2. Ermittlung des Preisvorteils

Für die Berechnung des Preisvorteils werden nicht die üb-
lichen Endpreise am Abgabeort, sondern die im allgemeinen 
Geschäftsverkehr vom Arbeitgeber selbst geforderten End-
preise zugrunde gelegt. Im Einzelhandel sind dies die Preise, 
mit denen die Waren ausgezeichnet werden. In den Fällen, in 
denen der Arbeitgeber seine Waren oder Dienstleistungen 
fremden Endverbrauchern im allgemeinen Geschäftsverkehr 
nicht anbietet, sind die Endpreise seines nächstansässigen 
Abnehmers maßgebend. Die ermittelten Endpreise sind  
sodann um 4 % zu vermindern. 
Die Differenz zwischen dem um 4 % verminderten Endpreis 
und dem vom Arbeitnehmer gezahlten Betrag ist nur insoweit 
lohnsteuerpflichtiger Arbeitslohn und damit Arbeitsentgelt im 
Sinne der Sozialversicherung, als er den Rabattfreibetrag von 
jährlich 1.080,00 EUR übersteigt. (Beispiel)

BahnCard 
Übernimmt der Arbeitgeber die Kosten für eine BahnCard des 
Arbeitnehmers, führt dies dann zu keinem steuerlichen Vorteil, 
wenn durch den betrieblichen Einsatz eine Ersparnis in Höhe 
der Aufwendungen für den Erwerb dieser Karte erzielt wird. 
Insoweit liegt steuerfreier Reisekostenersatz und kein Arbeits-
entgelt vor. Nutzt der Arbeitnehmer in diesen Fällen die Bahn-
Card auch für Privatfahrten oder Fahrten zwischen Wohnung 
und erster Tätigkeitsstätte, ist dies von untergeordneter 
Bedeutung; s. auch „Jobticket“.

Bankgebühren  
s. „Kontoeröffnungs-/-führungsgebühren“.

Baustellenzulagen s. „Erschwerniszuschläge“.

Bauzuschlag im Baugewerbe  
zur Abgeltung witterungsbedingter Arbeitsausfälle außerhalb 
der Schlechtwetterzeit gehört zum Arbeitsentgelt.

Bedienungsgelder s. „Trinkgelder“.

Beihilfen

in Krankheits-, Geburts- und Todesfällen nach den jeweils gülti
gen Beihilfevorschriften sowie Unterstützungen in besonderen 
Notfällen aus öffentlichen Kassen sind kein Arbeitsentgelt. Unter-
stützungen privater Arbeitgeber bis 600,00 EUR je Arbeitnehmer 
im Kalenderjahr sind ebenfalls kein Arbeitsentgelt, wenn sie

n	 z. B. aus einer unabhängigen Unterstützungs- oder  
Hilfskasse für Fälle der Not sowie in Krankheits- oder  
Unglücksfällen gewährt werden,

n	 aus Beträgen gezahlt werden, die dem Betriebsrat zur  
Verfügung stehen oder

n	 nach Anhörung des Betriebsrats oder sonstiger Arbeit
nehmervertretungen gewährt werden.

Soweit die Unterstützung 600,00 EUR übersteigt, liegt  
Arbeitsentgelt vor, es sei denn, sie wird aus Anlass eines  
besonderen Notfalles gewährt. Drohende oder bereits  
eingetretene Arbeitslosigkeit ist kein solcher begünstigter 
besonderer Notfall.

Beitragsanteile
s. „Arbeitgeberbeitragsanteile“, „Arbeitnehmerbeitragsanteile“.

Beitragszuschüsse  
s. „Arbeitgeberzuschüsse“, „Aufstockungsbeträge“.

Belegschaftsaktien s. „Aktienüberlassungen“.
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Beispiel:
PKW-Endpreis  
(Angebotspreis für Endverbraucher)	 12.500 EUR

	 n	 Preisabschlag (4 % von 12.500 EUR)	 ./. 500 EUR
		  geminderter Endpreis	 12.000 EUR
		  PKW-Preis für Werksangehörige	 ./. 10.000 EUR
		  geldwerter Vorteil	 2.000 EUR
		  Rabattfreibetrag	 ./. 1.080 EUR
		  lohnsteuer- und beitragspflichtig	 920 EUR

3. Pauschalbesteuerung

Sofern Belegschaftsrabatte pauschal versteuert werden, darf 
der Rabattfreibetrag von 1.080,00 EUR nicht angewendet wer-
den. Diese pauschal versteuerten Belegschaftsrabatte unter-
liegen – als einmalig gezahltes Arbeitsentgelt (Sonderzuwen-
dung) – der Beitragspflicht zur Sozialversicherung. Demzu- 
folge müsste die Höhe der auf den einzelnen Arbeitnehmer 
entfallenden Belegschaftsrabatte individuell ermittelt werden.

Da diese Ermittlung einen unverhältnismäßig hohen Verwal-
tungsaufwand erfordert, wird dem Arbeitgeber die Möglich-
keit eingeräumt, dem einzelnen Arbeitnehmer den Durch-
schnittsbetrag der pauschal versteuerten Belegschaftsrabatte 
zuzuordnen. Hierbei kann auch von dem Durchschnittsbetrag 
des Vorjahres ausgegangen werden. Durchschnittsbetrag in 
diesem Sinne ist der vom Arbeitgeber im Zusammenhang mit 
der Berechnung des durchschnittlichen Steuersatzes ermit-
telte Durchschnitt der pauschal zu versteuernden Bezüge.

Der Durchschnittsbetrag wird für die Berechnung der Sozial-
versicherungsbeiträge allen Arbeitnehmern, die Waren bzw. 
Dienstleistungen kostenlos oder verbilligt bezogen haben, 
zugeordnet, unabhängig davon, in welcher Höhe der einzelne 
Arbeitnehmer Belegschaftsrabatte erhalten hat. Da der Durch-
schnittsbetrag den tatsächlich erhaltenen geldwerten Vorteil 
erheblich übersteigen kann, setzt die Anwendung dieser Ver-
einfachungsregelung voraus, dass der Arbeitgeber insoweit 
den Arbeitnehmeranteil an den Sozialversicherungsbeiträgen 
übernimmt. Der vom Arbeitgeber zu tragende Arbeitnehmer-
beitragsanteil stellt allerdings kein Arbeitsentgelt dar.

Im Übrigen ist der Durchschnittsbetrag – als Sonderzuwen-
dung – dem letzten Entgeltabrechnungszeitraum des Kalen-
derjahres zuzuordnen, also in der Regel dem Monat Dezember, 
es sei denn, dass das Beschäftigungsverhältnis vorher geendet 
hat. Besteht das Beschäftigungsverhältnis nur während eines 
Teils des Kalenderjahres, ist für jeden Tag des Beschäftigungs-
verhältnisses der 360. Teil des Durchschnittswertes anzusetzen.

Belohnungen
sind in der Regel Arbeitsentgelt; das gilt z. B. für Vergütungen 
an Arbeitnehmer von Banken, um Scheckbetrügereien zu  
verhüten. Belohnungen, die eine Berufsgenossenschaft für 
besondere Leistungen im Rahmen der Unfallverhütung zahlt, 
sind hingegen kein Arbeitsentgelt.

Bereitschaftsdienstvergütungen 
gehören zum Arbeitsentgelt.

Berufsausbildungsbeihilfen
nach dem SGB III sind kein Arbeitsentgelt.

Berufskleidung s. „Arbeitskleidung“.

Bestattungsgelder
des Arbeitgebers sind lohnsteuerpflichtig, aber kein Arbeits
entgelt im Sinne der Sozialversicherung.

Betreuerfreibetrag s. „Übungsleiterfreibetrag“.

Betriebliche Altersversorgung  
s. „Zukunftssicherungsleistungen“.

Betriebssport
Leistungen des Arbeitgebers zur Förderung von Mannschafts-
sportarten durch Zuschüsse, auch an Betriebssportgemein-
schaften oder Bereitstellung einer Sporthalle/eines Sport-
platzes ohne Individualsportarten (z. B. Tennis, Squash und 
Golf ) sind als Leistungen im ganz überwiegend eigenbe-
trieblichen Interesse kein Arbeitsentgelt. Aufwendungen für 
Sport- und Übungsgeräte, Einrichtungsgegenstände und 
bauliche Maßnahmen (z. B. im betriebseigenen Fitnessraum) 
stellen ebenfalls keinen steuerpflichtigen Arbeitslohn dar 
und damit auch kein Arbeitsentgelt.

Betriebsveranstaltungen
Leistungen bzw. Zuwendungen des Arbeitgebers aus Anlass 
von Betriebsveranstaltungen (z. B. Betriebsausflügen, Weih-
nachtsfeiern, Jubiläumsfeiern) sind kein Arbeitsentgelt, soweit 
sie den Freibetrag von 110,00 EUR je Betriebsveranstaltung 
und teilnehmendem Arbeitnehmer nicht übersteigen. Die Teil-
nahme an der Betriebsveranstaltung muss allen Angehörigen 
des Betriebs oder eines Betriebsteils möglich sein. Begünstigt 
sind bis zu zwei Betriebsveranstaltungen jährlich (Ansatz von 
zwei Freibeträgen); die Dauer der Betriebsveranstaltung ist 
unbeachtlich. 

Als Zuwendungen sind alle Aufwendungen des Arbeitgebers 
einschließlich Umsatzsteuer zu erfassen; unabhängig davon, ob 
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sie einzelnen Arbeitnehmern individuell zurechenbar sind oder 
ob es sich um einen rechnerischen Anteil an den Kosten der 
Betriebsveranstaltung handelt. Zu erfassen sind insbesondere

n	 die Gewährung von Speisen, Getränken und Süßigkeiten, 

n	 die Übernahme von Übernachtungs- und Fahrtkosten und 
von Eintrittsgeldern beim Besuch von Museen, Kulturdenk-
mälern, kulturellen oder sportlichen Veranstaltungen, 
wenn sich die Veranstaltung nicht im Besuch der kultu
rellen oder sportlichen Veranstaltung erschöpft,

n	 die Aufwendungen für den äußeren Rahmen wie z. B.  
Saalmiete, Musik, Kegelbahn,  „Eventmanager“, 

n	 die Überreichung von Geschenken mit oder ohne blei-
benden Wert, auch wenn diese verlost werden und wenn 
deren Wert je Arbeitnehmer 60,00 EUR übersteigt, 

n	 Zuwendungen an Begleitpersonen des Arbeitnehmers. 

Kosten für Arbeitnehmer, die die Teilnahme zugesagt hatten, 
aber nicht teilgenommen haben, gehören gleichwohl zur  
Bemessungsgrundlage. 

Betragen die Aufwendungen des Arbeitgebers einschließlich  
Umsatzsteuer für die üblichen Zuwendungen an den ein
zelnen Arbeitnehmer insgesamt mehr als 110,00 EUR je Ver
anstaltung, stellen die übersteigenden Aufwendungen in  
voller Höhe lohnsteuerpflichtigen Arbeitslohn und damit  
beitragspflichtiges Arbeitsentgelt dar. Zuwendungen an An
gehörige des Arbeitnehmers sind dabei dem Arbeitnehmer 
zuzurechnen. 

Soweit der Arbeitgeber lohnsteuerpflichtige Zuwendungen 
aus Anlass von Betriebsveranstaltungen pauschal versteuern 
kann (Pauschsteuersatz von 25 %) und keine Regelbesteue-
rung durchgeführt wird, sind die Zuwendungen kein Arbeits-
entgelt im Sinne der Sozialversicherung.

Hiervon abweichende Regelungen sind bei Ehrung von  
einzelnen Jubilaren (z. B. wegen eines runden Arbeitnehmer
jubiläums oder -geburtstags) und beim Ausscheiden aus 
dem Betrieb zu beachten. Solche Veranstaltungen gelten 
nicht als Betriebsveranstaltungen. Für sie gilt die Freigrenze 
von 110,00 EUR pro Arbeitnehmer je Veranstaltung; begüns
tigt sind bis zu zwei Veranstaltungen jährlich. Bis zu dieser 
Freigrenze rechnen die Aufwendungen des Arbeitgebers 
nicht zum Arbeitsentgelt. In die Prüfung dieser Freigrenze  
sind nur Geschenke bis 60,00 EUR einzubeziehen. Geschenke 
über 60,00 EUR sind dem jeweiligen Arbeitnehmer direkt zuzu
ordnen und bei diesem als Arbeitslohn zu erfassen.

Betriebsversammlungen
Vergütungen für die Teilnahme an Betriebsversammlungen 
nach dem Betriebsverfassungsgesetz gehören zum Arbeits
entgelt, soweit sie nicht lohnsteuerfrei sind.

Bußgelder s. „Geldbußen“.

Darlehen s. „Zinsersparnisse“.

Deputate s. „Sachbezüge“ (vgl. A. IV).

Dienstkleidung s. „Arbeitskleidung“.

Dienstwagen s. „Fahrtkostenersatz für Fahrten zwischen 
Wohnung und Tätigkeitsstätte“,  „Firmenwagen“.

Dienstwohnungen s. „Sachbezüge“ (vgl. A. IV).

Direktversicherungsbeiträge  
s. „Zukunftssicherungsleistungen“.

Dreizehnte Monatsgehälter/-löhne  
sind Arbeitsentgelt.

Durchlaufende Gelder sind kein Arbeitsentgelt.

Ehrenamtsfreibetrag

Vergütungen für nebenberufliche Tätigkeiten im gemeinnüt-
zigen, mildtätigen oder kirchlichen Bereich, z. B. als Vorstand 
oder Gerätewart in einem Sportverein, sind bis zur Höhe von 
840,00 EUR im Kalenderjahr steuerfrei und somit kein Arbeits-
entgelt. Der Freibetrag kann für dieselbe Tätigkeit nicht zusätz-
lich zum „Übungsleiterfreibetrag“ angesetzt werden.

Eintrittskarten s. „Theaterkarten“.

Elektrofahrrad/E-Bike s. auch „Firmenwagen“. 
Die Vorteile aus der Überlassung eines Fahrrads durch den 
Arbeitgeber zur privaten Nutzung sind steuerfrei und somit 
kein Arbeitsentgelt, wenn das Fahrrad zusätzlich zum ohnehin 
geschuldeten Arbeitslohn überlassen wird. Diese Steuer
befreiung erfasst sowohl die Überlassung von betrieblichen 
Elektrofahrrädern mit Geschwindigkeiten bis zu 25 km/h als 
auch die Überlassung von herkömmlichen betrieblichen 
Fahrrädern ohne Motorunterstützung. Die Überlassung von 
Zubehör, das fest mit dem Fahrrad verbunden ist, ist ebenfalls 
steuerfrei.

Der Arbeitgeber kann die Lohnsteuer für den Vorteil aus der 
verbilligten oder kostenlosen Übereignung mit dem Pausch
steuersatz von 25 % erheben, wenn er das Fahrrad dem 
Arbeitnehmer zusätzlich zum ohnehin geschuldeten Arbeits-
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lohn übereignet. Wird von der Lohnsteuerpauschalierung 
Gebrauch gemacht, liegt kein Arbeitsentgelt im Sinne der  
Sozialversicherung vor.

Elterngeldzuschüsse 
des Arbeitgebers für die Zeit des Bezugs von Elterngeld sind 
lohnsteuerpflichtig, aber kein Arbeitsentgelt im Sinne der  
Sozialversicherung, wenn sie das Nettoarbeitsentgelt um 
mehr als 50,00 EUR nicht übersteigen.

Entfernungspauschale 
s. „Auslösungen“, „Fahrtkostenersatz für Fahrten zwischen 
Wohnung und Tätigkeitsstätte“.

Entgeltfortzahlung  
bei Arbeitsunfähigkeit gehört zum Arbeitsentgelt.

Entlassungsentschädigungen s. „Abfindungen“.

Entschädigungen s. „Abfindungen“, „Karenzentschädigungen“, 
„Schadensersatzleistungen“, „Urlaubsabgeltungen“.

Erfindervergütungen 
gehören in vollem Umfang zum Arbeitsentgelt.

Erfolgs-/Ergebnisbeteiligungen sind Arbeitsentgelt.

Erholungsbeihilfen

sind kein Arbeitsentgelt, wenn die Erholung zur Abwehr drohen- 
der oder zur Beseitigung bereits entstandener Schäden durch 
eine typische Berufskrankheit ärztlicherseits erforderlich ist. 
Entsprechendes gilt, wenn sie erholungsbedürftigen Arbeit-
nehmern gegeben werden, die ohne die Beihilfen und ohne 
zumutbare Einschränkung ihrer Lebensführung aus eigenen 
Mitteln nicht in Erholung gehen können.

Soweit der Arbeitgeber lohnsteuerpflichtige Erholungsbeihilfen 
pauschal versteuern kann und keine Regelbesteuerung durch-
geführt wird, stellen die Erholungsbeihilfen kein Arbeitsentgelt 
im Sinne der Sozialversicherung dar. Dies ist mit einem Pausch-
steuersatz von 25 % möglich, wenn die Erholungsbeihilfen zu-
sammen mit anderen Erholungsbeihilfen, die in demselben  
Kalenderjahr früher gewährt worden sind, 156,00 EUR für den 
Arbeitnehmer, 104,00 EUR für dessen Ehegatten und 52,00 EUR 
für jedes Kind nicht übersteigen und der Arbeitgeber sicherstellt, 
dass die Beihilfen zu Erholungszwecken verwendet werden.

Es reicht aus, wenn die Beihilfe in zeitlichem Zusammenhang 
(innerhalb von drei Monaten) mit der Erholungsmaßnahme 
gewährt wird. Bei einem Urlaub ist es gleichgültig, ob er zu 
Hause verbracht oder eine Urlaubsreise unternommen wird. 
Ist der zeitliche Zusammenhang nicht gegeben, bedarf es  

einer schriftlichen Erklärung des Arbeitnehmers über die 
zweckentsprechende Verwendung der Beihilfe.

Ersatzleistungen  
des Arbeitgebers s. „Schadensersatzleistungen“.

Erschwerniszuschläge
wie Gefahrenzulagen, Hitzezulagen, Schmutzzulagen, Turm
zulagen, Wasserzulagen gehören zum Arbeitsentgelt.

Erzieherfreibetrag s. „Übungsleiterfreibetrag“.

Essenmarken s. „Mahlzeiten“.

Essenszuschüsse s. „Mahlzeiten“.

Fahrtkostenersatz für Fahrten zwischen Wohnung und 
erster Tätigkeitsstätte
Zuschüsse des Arbeitgebers zu den Aufwendungen für Fahrten 
zwischen Wohnung und erster Tätigkeitsstätte mit öffentli-
chen Verkehrsmitteln im Linienverkehr sind steuerfrei, wenn 
sie zusätzlich zum ohnehin geschuldeten Arbeitslohn geleistet 
werden; sie gehören deshalb nicht zum Arbeitsentgelt. Das 
Gleiche gilt für die unentgeltliche oder verbilligte Nutzung 
öffentlicher Verkehrsmittel im Linienverkehr für Fahrten zwi-
schen Wohnung und erster Tätigkeitsstätte; s. auch „Jobticket“.

Der Ersatz von Fahrtkosten bei Benutzung eines Kraftfahr-
zeugs (z. B. Zahlung von Kilometergeld) gehört ebenfalls 
grundsätzlich zum Arbeitsentgelt. Bei Gestellung eines Firmen
wagens für Fahrten zwischen Wohnung und erster Tätigkeits-
stätte sind dem Arbeitnehmer als geldwerter Vorteil monatlich  
0,03 % des inländischen Listenpreises des Firmenwagens für 
jeden Entfernungskilometer zuzurechnen.

Der Arbeitgeber kann die dem Arbeitnehmer bei Benutzung 
eines Privatwagens/Nutzung öffentlicher Verkehrsmittel  
ersetzten Fahrtkosten für Fahrten zwischen Wohnung und  
erster Tätigkeitsstätte mit einem Pauschsteuersatz von 15 % 
versteuern, wobei die Pauschalbesteuerung auf die tatsäch
lichen Aufwendungen (öffentliche Verkehrsmittel) sowie die 
Entfernungspauschale begrenzt ist, die der Arbeitnehmer als 
Werbungskosten geltend machen könnte. Aus Vereinfachungs
gründen kann der Arbeitgeber grundsätzlich von 15 Tagen 
wöchentlich/180 Tagen jährlich ausgehen; seit 2022 kommt  
es jedoch auf die genaue Prognose der voraussichtlichen  
Zahl der Tage an.

Die Entfernungspauschale beträgt für jeden vollen Entfer-
nungskilometer der ersten 20 Kilometer zwischen Wohnung 
und erster Tätigkeitsstätte 0,30 EUR und für jeden weiteren 
vollen Kilometer 0,38 EUR. Benutzt der Arbeitnehmer für 
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Fahrten zwischen Wohnung und erster Tätigkeitsstätte eine 
Taxe, ein Motorrad oder einen Motorroller, ein Moped oder 
Mofa oder ein Fahrrad, gilt für die Pauschalbesteuerung die 
Entfernungspauschale nicht. In diesen Fällen sind höchstens 
die dem Arbeitnehmer ersetzten tatsächlichen Aufwen-
dungen pauschal besteuerungsfähig. Ohne Einzelnachweis 
können die tatsächlichen Aufwendungen mit den für Auswärt-
stätigkeiten geltenden pauschalen Kilometersätzen angesetzt 
werden, d. h. für die o. g. anderen motorbetriebenen Fahr-
zeuge bis zu 0,20 EUR pro Entfernungskilometer und bei Be-
nutzung eines Fahrrads die vom Arbeitnehmer nachgewie-
senen tatsächlichen Aufwendungen. Der pauschalierungsfähige 
Betrag ist auf die ansetzbare Entfernungspauschale begrenzt. 

Die Pauschalierungsmöglichkeit besteht im Übrigen auch hin-
sichtlich des geldwerten Vorteils bei Gestellung eines Firmen-
wagens. Soweit der Arbeitgeber den geldwerten Vorteil für 
Fahrten zwischen Wohnung und erster Tätigkeitsstätte bzw. den 
Ersatz der Kraftfahrzeugkosten des Arbeitnehmers für solche 
Fahrten pauschal versteuern kann und keine Regelbesteuerung 
durchgeführt wird, stellen diese Beträge kein Arbeitsentgelt im 
Sinne der Sozialversicherung dar; s. auch „Sammelbeförderung“.

Familiennotbetreuung
Leistungen des Arbeitgebers an ein Dienstleistungsunter
nehmen, das den Arbeitnehmer in Fragen der Betreuung von 
Kindern oder von pflegebedürftigen Angehörigen berät oder 
hierfür Betreuungspersonen vermittelt sowie Leistungen bis 
zu 600,00 EUR im Kalenderjahr zur kurzfristigen Betreuung 
von Kindern unter 14 Jahren oder pflegebedürftigen Ange
hörigen des Arbeitnehmers, sind kein Arbeitsentgelt.

Diese sog. Familiennotbetreuung muss zwingend und aus be-
ruflichen Gründen erforderlich sein und kann auch im privaten 
Haushalt des Arbeitnehmers stattfinden. Ferner müssen diese 
Arbeitgeberleistungen zusätzlich zum ohnehin geschuldeten 
Arbeitslohn erbracht werden; ihre Zweckbestimmung ist durch 
entsprechende Belege im Lohnkonto nachzuweisen.

Familienzuschläge
wie Kinder- und andere Sozialzuschläge, die aufgrund von  
Besoldungsgesetzen, Tarifverträgen usw. gezahlt werden,  
gehören zum Arbeitsentgelt.

Fehlgeldentschädigungen
die pauschal vom Arbeitgeber an Arbeitnehmer im Kassen- 
und Zähldienst gezahlt werden, sind kein Arbeitsentgelt, soweit 
sie monatlich 16,00 EUR nicht übersteigen. Das gilt auch für 
die Erstattung tatsächlich entstandener Kassenverluste.

Feiertagsarbeitszuschläge  
s. „Sonntags-, Feiertags- und Nachtarbeitszuschläge“.

Feiertagsvergütungen gehören zum Arbeitsentgelt.

Ferienbeihilfen
wie unentgeltliche oder verbilligte Unterbringung in Erho-
lungsheimen oder Barzuschüsse gehören zum Arbeitsentgelt; 
s. auch „Erholungsbeihilfen“.

Fernsprechgebühren
Ersetzt der Arbeitgeber dem Arbeitnehmer ganz oder teil
weise die im Einzelnen nachgewiesenen Ausgaben für 
betrieblich veranlasste Telefongespräche vom häuslichen  
Telefon, so sind die Ersatzleistungen kein Arbeitsentgelt.  
Das gilt für die ersetzten laufenden Verbindungsentgelte  
und für die ersetzten anteiligen Grundkosten (Nutzungsent-
gelt für die Telefonanlage sowie Grundpreis der Anschlüsse), 
die nach dem beruflichen Anteil der Verbindungsentgelte  
an den gesamten Verbindungsentgelten berechnet wurden.

Ein pauschaler Ausgabenersatz für die betriebliche Nutzung 
des häuslichen Telefons ist kein Arbeitsentgelt, wenn die ent-
stehenden Ausgaben für einen Zeitraum von drei Monaten 
nachgewiesen worden sind. Dieser monatliche Durchschnitts-
betrag kann auch für die Folgemonate angesetzt werden, 
wenn regelmäßig betriebliche Telefongespräche vom häus-
lichen Telefon geführt werden. In diesem Fall ist die Vorlage 
weiterer Telefonrechnungen nicht erforderlich. 

Außerdem liegt kein Arbeitsentgelt vor, wenn erfahrungs
gemäß betrieblich veranlasste Telefonkosten anfallen und  
der Arbeitgeber ohne Prüfung des beruflichen Anteils bis zu 
20 % des vom Arbeitnehmer vorgelegten Rechnungsbetrags, 
höchstens 20,00 EUR monatlich, ersetzt. 

Firmencomputer
Geldwerte Vorteile, die dem Arbeitnehmer durch die private 
Nutzung firmeneigener Personalcomputer oder anderer Da-
tenverarbeitungsgeräte und Telekommunikationsgeräte (ein-
schließlich Zubehör und Software) entstehen, sind unabhängig 
vom Verhältnis der beruflichen zur privaten Nutzung lohnsteu-
erfrei und damit kein Arbeitsentgelt im Sinne der Sozialversiche-
rung. Dies gilt nicht nur hinsichtlich der privaten Nutzung im 
Betrieb, sondern beispielsweise auch für das Mobiltelefon im 
Auto oder den Personalcomputer in der Wohnung des Arbeit-
nehmers. Außerdem sind in diesen Fällen auch die vom Arbeit-
geber getragenen Verbindungsentgelte (Grundgebühr und 
sonstige laufende Kosten) steuerfrei und kein Arbeitsentgelt.

Die Schenkung eines Personalcomputers bzw. anderen Daten-
verarbeitungsgeräts einschließlich Zubehör und Internet
zugang gehört jedoch zum Arbeitsentgelt. 
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Arbeitsentgelt sind auch Zuschüsse des Arbeitgebers zu den 
Aufwendungen des Arbeitnehmers für die Internetnutzung mit 
einem geschenkten oder einem bereits vorhandenen eigenen 
Personalcomputer. Kein Arbeitsentgelt liegt vor, wenn der Ar-
beitgeber diese Zuwendungen und Zuschüsse mit dem Steuer-
satz von 25 % pauschal versteuert und keine Regelbesteue-
rung durchgeführt wird. Die Pauschalbesteuerung ist möglich, 
wenn der Arbeitgeber die Zuwendungen und Zuschüsse zu-
sätzlich zu Löhnen oder Gehältern gewährt. Dabei kann der 
Arbeitgeber aus Vereinfachungsgründen einen Zuschuss in 
Höhe des vom Arbeitnehmer erklärten Betrags für die laufende 
Internetnutzung pauschal besteuern, soweit dieser Betrag 
50,00 EUR im Monat nicht übersteigt. Die Lohnsteuerpauscha-
lierung höherer Zuschüsse zu den Aufwendungen für die Inter-
netnutzung ist nur zulässig, wenn der Arbeitnehmer für einen 
repräsentativen Zeitraum von drei Monaten anhand der Rech-
nungsbelege Aufzeichnungen führt.

Firmentelefon
Die private Nutzung betrieblicher Telefone am Arbeitsplatz 
stellt kein Arbeitsentgelt dar. Das gilt auch, wenn sich das  
betriebseigene Telefon in der Wohnung des Arbeitnehmers 
befindet. Ebenfalls kein Arbeitsentgelt sind vom Arbeitgeber 
übernommene Telefongebühren für private Orts- und Fern
gespräche vom betrieblichen Telefon am Arbeitsplatz oder  
in der Wohnung des Arbeitnehmers.

Firmenwagen
Die Überlassung firmeneigener Kraft- bzw. Elektrofahrzeuge 
an Arbeitnehmer für Auswärtstätigkeiten/Dienstreisen oder 
für Sammelfahrten (s. „Sammelbeförderung“) ist kein Arbeits-
entgelt im Sinne der Sozialversicherung. Für die Benutzung  
zu anderen Fahrten gilt das Folgende: 

n	 Für Fahrten zwischen Wohnung und erster Tätigkeits- 
stätte ist ein Vorteil von monatlich 0,03 % des inländischen 
Listenpreises des Firmenwagens für jeden Kilometer der 
Entfernung zwischen Wohnung und erster Tätigkeitsstätte 
dem Arbeitsentgelt hinzuzurechnen; alternativ kann eine 
sog. pauschale Einzelbewertung mit 0,002 % des Listen-
preises für jeden gefahrenen Tag und jeden Kilometer der 
Entfernung zwischen Wohnung und erster Tätigkeitsstätte 
angesetzt werden; 

n	 für Fahrten zwischen Wohnung und auswärtiger Tätigkeits-
stätte entsteht zeitlich unbegrenzt kein dem Arbeits
entgelt hinzuzurechnender Vorteil; unabhängig von der 
Anzahl der pro Tag aufgesuchten Tätigkeitsstätten und  
deren Entfernung von der Wohnung;

n	 übernachtet ein Arbeitnehmer am auswärtigen Tätigkeits-
ort, entsteht für die Fahrten zwischen Wohnung und Tätig-
keitsort sowie zwischen auswärtiger Unterkunft und Tätig-
keitsstätte kein dem Arbeitsentgelt zuzurechnender Vorteil;

n	 für wöchentliche Familienheimfahrten im Rahmen einer 
doppelten Haushaltsführung entsteht kein geldwerter Vor-
teil. Wird der Firmenwagen für mehr als eine Heimfahrt 
wöchentlich benutzt, so ist für die zweite und jede  
weitere Heimfahrt in der selben Woche dem Arbeitsent-
gelt ein geldwerter Vorteil von 0,002 % des auf volle 
100,00 EUR abgerundeten Firmenwagen-Listenpreises  
je Kilometer der Entfernung zwischen dem Beschäfti-
gungsort und dem Ort des eigenen Hausstands hinzu
zurechnen; 

n	 für die private Nutzung eines Firmenwagens ist dem Ar-
beitsentgelt ein privater Nutzungswert von monatlich  
1 % des auf volle 100,00 EUR abgerundeten Listenpreises 
des Firmenwagens (einschl. Sonderausstattungen und 
Umsatzsteuer) hinzuzurechnen, und zwar zusätzlich zu 
dem geldwerten Vorteil aus der Firmenwagenbenutzung 
für Fahrten zwischen Wohnung und erster Tätigkeitsstätte 
oder zu Familienheimfahrten; 

n	 anstelle der 1-%-Regelung können als privater Nutzungs-
wert und als Nutzungswert für Fahrten zwischen Wohnung 
und erster Tätigkeitsstätte bzw. für Familienheimfahrten 
auch der Anteil an den Gesamtkosten des Firmenwagens 
angesetzt werden, der dem Verhältnis der Privatfahrten 
bzw. Fahrten zwischen Wohnung und erster Tätigkeits
stätte oder Familienheimfahrten zur Gesamtfahrtstrecke 
entspricht. Dabei müssen die privat gefahrenen Kilometer 
und ggf. die für Fahrten zwischen Wohnung und erster 
Tätigkeitsstätte und für Familienheimfahrten zurückge-
legten Kilometer sowie die dienstlich gefahrenen Kilo
meter durch ein laufend geführtes Fahrtenbuch nach
gewiesen werden; 

s. auch „Fahrtkostenersatz für Fahrten zwischen Wohnung  
und Tätigkeitsstätte“. Für die Ermittlung der vorgenannten 
Nutzungswerte von E-Fahrzeugen sind besondere pauschale 
Abschläge für die Kosten des Batteriesystems zu beachten.
Dies gilt auch für die seit 2019 vorzunehmende Halbierung 
sowie für die ab 2020 zu beachtende Viertelung des anzuset-
zenden Listenpreises.

Forderungsverzicht
des Arbeitgebers gegenüber dem Arbeitnehmer ist grund-
sätzlich in Höhe der Forderung Arbeitsentgelt.
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Fortbildungs- und Weiterbildungskosten
Berufliche Fort- oder Weiterbildungskosten, die der Arbeitge-
ber für den Arbeitnehmer übernimmt, sind kein Arbeitsentgelt. 
Diese umfassen Weiterbildungsleistungen des Arbeitgebers 
für Maßnahmen nach § 82 Abs. 1 und 2 SGB III, Weiterbildungs-
leistungen, die der Verbesserung der Beschäftigungsfähigkeit 
des Arbeitnehmers dienen, sowie Beratungsleistungen des  
Arbeitgebers oder auf dessen Veranlassung von einem Dritten 
zur beruflichen Neuorientierung bei Beendigung des Arbeits-
verhältnisses (Outplacement-Beratung).

Die Weiterbildung darf keinen überwiegenden Belohnungs-
charakter haben. Sie muss regelmäßig im ganz überwiegenden 
betrieblichen Interesse des Arbeitgebers durchgeführt werden. 
Davon wird ausgegangen, wenn durch die Bildungsmaßnahme 
die Einsatzfähigkeit des Arbeitnehmers im Betrieb des Arbeit-
gebers erhöht wird. Die Maßnahmen können am Arbeitsplatz, 
in zentralen betrieblichen Einrichtungen oder in außerbetrieb-
lichen Einrichtungen durchgeführt werden. Entsprechendes 
gilt auch für Bildungsmaßnahmen fremder Unternehmen, die 
für Rechnung des Arbeitgebers erbracht werden, für sprach-
liche Bildungsmaßnahmen, wenn der Arbeitgeber die Sprach-
kenntnisse verlangt, und für dem Arbeitsförderungsrecht ent-
sprechende Qualifikations- und Trainingsmaßnahmen, die der 
Arbeitgeber oder eine zwischengeschaltete Beschäftigungsge-
sellschaft im Zusammenhang mit Auflösungsvereinbarungen 
erbringt. Ist der Arbeitnehmer Rechnungsempfänger, ist dies 
für ein ganz überwiegend betriebliches Interesse des Arbeit
gebers unschädlich, wenn der Arbeitgeber die Übernahme 
bzw. den Ersatz der Aufwendungen allgemein oder für die be-
sondere Bildungsmaßnahme vor Vertragsabschluss schriftlich 
zugesagt hat; s. auch „Studiengebühren“. 

Freianzeigen an Arbeitnehmer von Zeitungsverlagen  
s. „Belegschaftsrabatte“.

Freibrot an Arbeitnehmer in der Brotindustrie  
s. „Belegschaftsrabatte“.

Freie Station s. „Sachbezüge“ (vgl. A. IV).

Freifahrten an Arbeitnehmer von Verkehrsbetrieben  
s. „Belegschaftsrabatte“, „Sammelbeförderung“, „Jobticket“.

Freiflüge an Arbeitnehmer von Luftverkehrsgesellschaften  
s. „Belegschaftsrabatte“.

Freikarten s. „Theaterkarten“.

Freitrunk an Arbeitnehmer im Brauereigewerbe  
s. „Belegschaftsrabatte“.

Führerscheinkosten
Die vom Arbeitgeber ersetzten Kosten für den Erwerb eines 
LKW-Führerscheins stellen kein Arbeitsentgelt dar, wenn das 
eigenwirtschaftliche Interesse des Arbeitgebers am Führer-
scheinerwerb deutlich überwiegt (z. B. bei Berufsausbildung 
der Straßenwärter, bei Feuerwehrleuten).

Futter- und Pflegegeld
für Wachhunde im Bewachungsgewerbe sind kein Arbeitsent-
gelt, wenn der Wachhund Eigentum der Wachgesellschaft ist 
und über die Futter- und Pflegekosten einzeln abgerechnet 
wird; s. auch „Auslagenersatz“.

Geburtsbeihilfen für Kinder des Arbeitnehmers sind steuer
pflichtig und damit Arbeitsentgelt.

Geburtstagsgeschenke sind Arbeitsentgelt mit Ausnahme 
kleinerer Aufmerksamkeiten (z. B. Buch oder Blumen, ggf. auch 
ein Gutschein) bis zu einem Wert von 60,00 EUR; Geldzuwen-
dungen gehören hingegen stets zum Arbeitsentgelt, auch 
wenn ihr Wert gering ist.

Gefahrenzulagen gehören zum Arbeitsentgelt.

Gehaltsnachzahlungen stellen Arbeitsentgelt dar.

Geldbußen/-strafen gehören in Höhe des vom Arbeitgeber für 
den Arbeitnehmer übernommenen Betrags zum Arbeitsentgelt.

Gelegenheitsgeschenke s. „Aufmerksamkeiten“.

Genussmittel und Getränke
Die im Betrieb zum eigenen Verbrauch unentgeltlich oder  
verbilligt überlassenen Genussmittel und Getränke stellen 
Aufmerksamkeiten dar und sind somit kein Arbeitsentgelt.

Geschenke s. „Aufmerksamkeiten“, „Losgewinne“.

Gesundheitsförderungsleistungen
Leistungen des Arbeitgebers an seine Arbeitnehmer zur Ver-
besserung des allgemeinen Gesundheitszustandes und der 
betrieblichen Gesundheitsförderung, soweit sie 600,00 EUR 
im Kalenderjahr nicht übersteigen, sind kein Arbeitsentgelt. 
Das Bundesfinanzministerium hat hierzu mit Datum vom 
20. April 2021 eine sog. Umsetzungshilfe veröffentlicht.

Gewinnanteile
gehören zum Arbeitsentgelt, und zwar in dem Zeitpunkt, in 
dem der Arbeitnehmer wirtschaftlich über sie verfügen kann.

Gratifikationen s. „Aufmerksamkeiten“.
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Hausarbeitstage
Die Barabgeltung für nicht in Anspruch genommene Haus
arbeitstage stellt Arbeitsentgelt dar.

Haustrunk im Brauereigewerbe s. „Belegschaftsrabatte“.

Heimarbeiterausgleichsbeträge
aufgrund des Entgeltfortzahlungsgesetzes in Höhe von 3,4 % 
bzw. 6,4 % des Arbeitsentgelts sind kein Arbeitsentgelt.

Heimarbeiterzuschläge
zur Abgeltung durch die Heimarbeit entstehender Aufwen-
dungen sind kein Arbeitsentgelt, soweit sie 10 % des Grund-
lohns nicht übersteigen.

Heilberufeausweis
Die vom Arbeitgeber übernommenen Aufwendungen für  
einen sog. Heilberufeausweis stellen kein Arbeitsentgelt dar.

Heiratsbeihilfen
anlässlich der Eheschließung des Arbeitnehmers sind steuer-
pflichtig und damit Arbeitsentgelt.

Hitzezulagen gehören zum Arbeitsentgelt.

Hochzeitsgeschenke  
s. „Aufmerksamkeiten“, „Heiratsbeihilfen“.

Incentive-Reisen
Der geldwerte Vorteil für an Arbeitnehmer gewährte Incen-
tive-Reisen gehört (auch im Fall einer Pauschalbesteuerung) 
zum Arbeitsentgelt.

Inflationsausgleichsprämie
Steuerfrei und kein Arbeitsentgelt sind zusätzlich zum ohnehin 
geschuldeten Arbeitslohn in der Zeit vom 26. Oktober 2022 
bis 31. Dezember 2024 in Form von Zuschüssen oder Sachbe-
zügen gewährte Leistungen zur Abmilderung der gestiegenen 
Verbraucherpreise bis zu einem Betrag von 3.000 EUR (auch in 
mehreren Teilbeträgen); die Prämie kann je Dienstverhältnis 
gewährt werden. Dauerhafte Lohnerhöhungen sind nicht 
begünstigt.

Insolvenzgeld stellt kein Arbeitsentgelt dar.

Instrumentengelder 
an Musiker, die im Orchester ein eigenes Instrument verwen-
den, sind kein Arbeitsentgelt.

Internetnutzung s. „Firmencomputer“.

Jahreswagenrabatte s. „Belegschaftsrabatte“.

Jobticket Leistungen des Arbeitgebers als Zuschüsse (Barlohn) 
zu den Aufwendungen des Arbeitnehmers für Fahrten mit 
öffentlichen Verkehrsmitteln im Linienverkehr zwischen 
Wohnung und erster Tätigkeitsstätte oder als entsprechende 
Sachbezüge (Jobtickets) sind steuerfrei und kein Arbeitsentgelt. 
Gleiches gilt für Zuschüsse zum Erwerb von Fahrkarten für  
private Fahrten im öffentlichen Personennahverkehr sowie für 
solche kostenlos gestellte Tickets.

Die Steuerfreiheit verlangt, dass die o. g. Zuschüsse und Sach
leistungen zusätzlich zum ohnehin geschuldeten Arbeitslohn 
geleistet werden; ansonsten sind sie steuerpflichtig. Als Job
ticket kommt auch eine BahnCard in Betracht.

Dürfen das Jobticket oder die vorgenannten Arbeitgeber
leistungen nicht steuerfrei überlassen werden, können sie 
vom Arbeitgeber pauschal mit 25 % bzw. 15 % versteuert  
werden. In diesem Fall liegt kein Arbeitsentgelt im Sinne der 
Sozialversicherung vor.

Jubiläumszuwendungen gehören zum Arbeitsentgelt.

Kapitalbeteiligungen s. „Vermögensbeteiligungen“.

Karenzentschädigungen
wegen eines Wettbewerbsverbots (für Zeiten nach Beendi-
gung des Arbeitsverhältnisses) sind lohnsteuerpflichtig,  
aber kein Arbeitsentgelt im Sinne der Sozialversicherung.

Kassenverlustentschädigungen  
s. „Fehlgeldentschädigungen“.

Kaufkraftausgleich
Wird Arbeitnehmern außerhalb des öffentlichen Dienstes von 
einem inländischen Arbeitgeber ein Kaufkraftausgleich ge-
währt, so ist dieser lohnsteuerfrei und kein Arbeitsentgelt im 
Sinne der Sozialversicherung. Dies gilt, wenn der Arbeitneh-
mer aus dienstlichen Gründen außerhalb des Inlands entsandt 
wird und dort für einen begrenzten Zeitraum einen Wohnsitz 
oder gewöhnlichen Aufenthalt inne hat. Die Lohnsteuerfrei-
heit des Kaufkraftzuschlags bestimmt sich nach den Sätzen  
für die Auslandsdienstbezüge im öffentlichen Dienst.

Kilometergelder  
s. „Auslösungen“, „Fahrtkostenersatz für Fahrten zwischen 
Wohnung und Tätigkeitsstätte“, „Reisekostenvergütungen“.

Kindergartenplatzkosten
Zuwendungen des Arbeitgebers an Arbeitnehmer zur Unter
bringung und Betreuung in Kindergärten oder vergleichbaren 
Einrichtungen (einschließlich Vorschule) für nicht schul
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pflichtige Kinder sind kein Arbeitsentgelt, wenn sie zusätzlich 
zum ohnehin geschuldeten Arbeitslohn gezahlt werden.

Kinderzuschläge
sowie andere Lohnzuschläge, die aufgrund des Familien-
standes nach Besoldungsgesetzen, Tarifverträgen usw.  
gezahlt werden, gehören zum Arbeitsentgelt.

Kirchensteuer s. „Lohn- und Kirchensteuer“.

Kontoeröffnungs-/-führungsgebühren
sind, sofern sie vom Arbeitgeber ersetzt werden, Arbeitsentgelt.

Kraftfahrzeugüberlassung s. „Fahrtkostenersatz für Fahrten 
zwischen Wohnung und Tätigkeitsstätte“, „Firmenwagen“.

Krankengeldzuschüsse
des Arbeitgebers für die Zeit des Krankengeldbezugs aus der 
gesetzlichen Krankenversicherung sind lohnsteuerpflichtig, 
aber kein Arbeitsentgelt im Sinne der Sozialversicherung, wenn 
sie zusammen mit dem Krankengeld das Nettoarbeitsentgelt 
um mehr als 50,00 EUR nicht übersteigen.

Krankenlohn s. „Entgeltfortzahlung“.

Krankentagegeldzuschüsse
des Arbeitgebers für die Zeit des Krankentagegeldbezugs von 
einem privaten Krankenversicherungsunternehmen sind lohn-
steuerpflichtig, aber kein Arbeitsentgelt, wenn sie zusammen 
mit dem Krankentagegeld das Nettoarbeitsentgelt um mehr 
als 50,00 EUR nicht übersteigen.

Krankenversicherungsbeiträge
s. „Arbeitgeberbeitragsanteile“, „Arbeitgeberzuschüsse“,  
„Arbeitnehmerbeitragsanteile“.

Krankenversicherungszuschüsse 
s. „Arbeitgeberzuschüsse“.

Kreditkarten
Die vom Arbeitgeber aus dienstlichen Gründen (z. B. zur Be-
zahlung von Reisekosten) unentgeltlich überlassene Kredit-
karte stellt kein Arbeitsentgelt dar, wenn deren private Benut-
zung nur von untergeordneter Bedeutung ist und sie über das 
Firmenkonto abgerechnet wird. Wird die Kreditkarte über das 
private Bankkonto des Arbeitnehmers abgerechnet, so liegt 
ebenfalls kein Arbeitsentgelt vor, wenn sie ausschließlich zur 
Abrechnung von Reisekosten und Auslagenersatz eingesetzt 
wird. Werden mit der Kreditkarte andere Umsätze ausgeführt, 
ist nur der Anteil der übernommenen Kreditkartengebühr kein 
Arbeitsentgelt, der dem Volumenanteil der abgebuchten Beträ-

ge für Reisekosten und Auslagenersatz an den gesamten Ab-
buchungen entspricht. 

Kurkosten
Vom Arbeitgeber übernommene Kurkosten sind regelmäßig 
Arbeitsentgelt. Hiervon ausgenommen sind Kosten für Kreis
lauftrainingskuren, die der Arbeitgeber im überwiegenden 
betrieblichen Interesse zur Wiederherstellung oder Erhaltung 
der Arbeitsfähigkeit seiner Arbeitnehmer durchführen lässt.

Kurzarbeitergeld
ist lohnsteuerfrei; es unterliegt jedoch beim Arbeitnehmer bei 
dessen Einkommensteuerveranlagung dem sog. Progressions-
vorbehalt. Für den Bereich der Sozialversicherung bestehen 
folgende Besonderheiten: Die Beiträge zur Kranken-, Pflege- 
und Rentenversicherung werden nicht nur aus dem tatsäch-
lich erzielten Arbeitsentgelt (Kurzlohn), sondern auch aus 
einem fiktiven Arbeitsentgelt berechnet. Als fiktives Arbeits-
entgelt wird der auf 80 % reduzierte Unterschiedsbetrag zwi-
schen dem Bruttoarbeitsentgelt, das der Arbeitnehmer ohne 
den Arbeitsausfall im Anspruchszeitraum erzielt hätte (Soll
entgelt), und dem Bruttoarbeitsentgelt, das der Arbeitnehmer 
im Anspruchszeitraum tatsächlich erzielt hat (Istentgelt), zu-
grunde gelegt. Die Arbeitslosenversicherungsbeiträge werden 
lediglich vom tatsächlichen Arbeitsentgelt berechnet. 

Kurzarbeitergeldzuschüsse, die der Arbeitgeber unter An-
rechnung des Kurzarbeitergeldes und aufstockend zu diesem 
zahlt, sind insoweit kein Arbeitsentgelt, als sie zusammen mit 
dem Kurzarbeitergeld 80 % des Unterschiedsbetrages zwi-
schen dem Sollentgelt und dem Istentgelt nicht übersteigen.

Kurzuschüsse s. „Erholungsbeihilfen“, „Kurkosten“.

Ladestrom für E-Fahrzeuge sowie Vorteile für zur privaten 
Nutzung überlassene betriebliche Ladevorrichtungen, soweit 
zusätzlich zum ohnehin geschuldeten Arbeitslohn vom Arbeit-
geber steuerfrei gewährt, sind kein Arbeitsentgelt.

Übereignet der Arbeitgeber unentgeltlich oder verbilligt  
eine Ladevorrichtung für E-Fahrzeuge oder bezuschusst er  
die vom Arbeitnehmer erworbene Ladevorrichtung und  
erhebt er dafür die Lohnsteuer mit dem Pauschsteuersatz  
von 25 %, handelt es sich ebenfalls um kein Arbeitsentgelt  
im Sinne der Sozialversicherung. 

Der private Ladestrom des Arbeitnehmers fällt nicht unter  
diese Pauschalierungsmöglichkeit.

Lebensmittel s. „Belegschaftsrabatte“.
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Lebensversicherungsprämien  
s. „Zukunftssicherungsleistungen“.

Leistungszulagen
Leistungszulagen, die für die Durchführung von besonderen 
Arbeiten oder als Anerkennung für besonders gut durchge-
führte Arbeiten gezahlt werden, sind Arbeitsentgelt.

Lohnausfallvergütungen
von Dritten gehören grundsätzlich zum Arbeitsentgelt, soweit 
sie für Zeiten eines versicherungspflichtigen Beschäftigungs-
verhältnisses gezahlt werden.

Lohnnachzahlungen sind Arbeitsentgelt.

Lohn- und Kirchensteuer
Vom Arbeitgeber (vertraglich) übernommene Lohn- und  
Kirchensteuer gehört zum Arbeitsentgelt; s. auch „Pauschale 
Lohn- und Kirchensteuer“.

Losgewinne
aus einer betriebsintern veranstalteten Verlosung gehören  
in der Regel zum Arbeitsentgelt. Das gilt insbesondere, wenn 
nur bestimmte Arbeitnehmer an der Verlosung teilnehmen 
können, beispielsweise nur Arbeitnehmer, die einen Verbesse-
rungsvorschlag eingereicht oder die längere Zeit nicht wegen 
Krankheit gefehlt haben. Eine Ausnahme gilt nur dann, wenn 
ein ganz überwiegend betriebliches Interesse des Arbeitge-
bers vorliegt. Dies wird bei üblichen Verlosungen im Rahmen 
von  „Betriebsveranstaltungen“ anerkannt, wenn alle an der 
Veranstaltung teilnehmenden Arbeitnehmer Lose erhalten;  
in diesen Fällen sind Losgewinne kein Arbeitsentgelt.

Mahlzeiten
Wenn der Arbeitgeber Mahlzeiten an seine Arbeitnehmer  
unentgeltlich oder verbilligt abgibt, liegt Arbeitsentgelt vor, 
sofern das Entgelt des Arbeitnehmers niedriger ist als der für 
das Essen anzusetzende Wert.

Für die Bewertung von Mahlzeiten, die arbeitstäglich durch 
eine vom Arbeitgeber selbst betriebene Kantine abgegeben 
werden, ist stets der anteilige amtliche Sachbezugswert maß-
gebend. Das gilt auch für die Fälle, in denen arbeitstäglich 
durch eine vom Arbeitgeber nicht selbst betriebene Kantine, 
Gaststätte oder vergleichbare Einrichtung Mahlzeiten ver
billigt abgegeben werden und der Arbeitgeber durch Leistun-
gen (Barzuschüsse und Sachleistungen z. B. in Form der ver
billigten Überlassung von Räumen, Energie oder Einrichtungs- 
gegenständen) an den Betreiber der Einrichtung aufgrund 
vertraglicher Vereinbarungen beiträgt. 

In den vorstehenden Fällen liegt Arbeitsentgelt in Höhe des 
geldwerten Vorteils vor, wenn und soweit das Entgelt des  
Arbeitnehmers für eine Mahlzeit den anteiligen amtlichen 
Sachbezugswert unterschreitet (Beispiel 1).

Beispiel 1:
Preis der Mahlzeit	 4,00 EUR

Zuzahlung des Arbeitnehmers	 2,00 EUR

	 n	 Sachbezugswert der Mahlzeit	 4,13 EUR
		  geldwerter Vorteil (Arbeitsentgelt)	 2,13 EUR

Kein Arbeitsentgelt ist demnach anzunehmen, wenn der  
Arbeitnehmer für jede Mahlzeit mindestens ein Entgelt in 
Höhe des anteiligen Sachbezugswerts zahlen muss. 

Werden vom Arbeitgeber für die arbeitstägliche Mahlzeit  
außerhalb des Betriebes Essenmarken ausgegeben, die für 
Mahlzeiten in einer vom Arbeitgeber nicht selbst betriebenen 
Kantine oder Gaststätte in Zahlung genommen werden, ist  
der Wert der Essenmarke kein Arbeitsentgelt, wenn der Arbeit-
nehmer zusätzlich zur Essenmarke mindestens den amtlichen 
Sachbezugswert von 4,13 EUR bezahlt (Kalenderjahr 2024). 
Zahlt der Arbeitnehmer nach Verrechnung mit dem Wert der 
Essenmarke weniger als den amtlichen Sachbezugswert, ist 
der Wert der Essenmarke als Arbeitsentgelt anzusetzen, soweit 
die Zuzahlung des Arbeitnehmers den amtlichen Sachbezugs-
wert unterschreitet (Beispiele 2 und 3).

Beispiel 2:
Preis der Mahlzeit	 4,00 EUR
Wert der Essenmarke	 2,00 EUR
Zuzahlung des Arbeitnehmers	 1,00 EUR

	 n	 Sachbezugswert der Mahlzeit	 4,13 EUR
		  geldwerter Vorteil (Arbeitsentgelt)	 3,13 EUR

Beispiel 3:
Preis der Mahlzeit	 5,00 EUR
Wert der Essenmarke	 5,00 EUR
Zuzahlung des Arbeitnehmers	 0,00 EUR

	 n	 Sachbezugswert der Mahlzeit	 4,13 EUR
		  geldwerter Vorteil (Arbeitsentgelt)	 4,13 EUR

Der amtliche Sachbezugswert darf im Kalenderjahr 2024 aber 
nur dann angesetzt werden, wenn

n	 für jede Mahlzeit nur eine Essenmarke täglich in Zahlung 
gegeben wird,

n	 die Essenmarke für ein Mittag- oder Abendessen einen 
Wert von höchstens 7,23 EUR hat,

n	 die Essenmarken nicht an Arbeitnehmer ausgegeben  
werden, die eine Auswärtstätigkeit ausüben.
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Ist eine dieser Voraussetzungen nicht erfüllt, gehört der Ver-
rechnungswert der Essenmarke zum Arbeitsentgelt, ggf. ab-
züglich des Betrags, den der Arbeitnehmer für die Essenmarke 
gezahlt hat (Beispiel 4).

Beispiel 4:
Preis der Mahlzeit	 8,00 EUR
Wert der Essenmarke	 8,00 EUR
Entgelt für die Essenmarke	 3,00 EUR

	 n	 geldwerter Vorteil (Arbeitsentgelt)	 5,00 EUR

Da der Arbeitgeber die Lohnsteuer für geldwerte Vorteile un-
entgeltlicher oder verbilligter Mahlzeiten im Betrieb bzw. für 
Essenszuschüsse oder Essenmarken mit einem Pauschsteuer-
satz von 25 % erheben kann, stellen die geldwerten Vorteile, 
wenn keine Regelbesteuerung durchgeführt wird, kein Arbeits-
entgelt im Sinne der Sozialversicherung dar.

Mahlzeiten, die anlässlich von Kundenbewirtungen gewährt 
werden, sind kein Arbeitsentgelt. Das gilt auch dann, wenn die 
Kundenbewirtung während einer Auswärtstätigkeit stattfindet. 
Ebenso stellen Speisen, die der Arbeitgeber den Arbeit
nehmern anlässlich und während eines außergewöhnlichen 
Arbeitseinsatzes im Betrieb unentgeltlich oder verbilligt ge-
währt und deren Wert 60,00 EUR nicht überschreitet, kein Ar-
beitsentgelt dar. Bei einer Bewirtung außerhalb des Betriebes 
liegt nur dann kein Arbeitsentgelt vor, wenn zu einer Bewirtung 
im Betrieb keine Möglichkeit besteht oder wenn keine geeig-
neten Besprechungsräume zur Verfügung stehen. 

Auf Mahlzeiten, die der Arbeitgeber nicht zur üblichen arbeits-
täglichen Beköstigung seiner Arbeitnehmer abgibt, sind die 
amtlichen Sachbezugswerte nicht anwendbar, sondern diese 
Mahlzeiten sind mit den üblichen Endpreisen zu bewerten.

Eine unentgeltliche oder verbilligte Mahlzeit, die der Arbeit-
nehmer anlässlich oder während einer Auswärtstätigkeit oder 
im Rahmen einer beruflich veranlassten doppelten Haushalts-
führung vom Arbeitgeber oder auf dessen Veranlassung von 
einem Dritten erhält, ist mit dem anteiligen amtlichen Sach
bezugswert dem Arbeitsentgelt hinzuzurechnen, wenn der 
Wert der Mahlzeit 60,00 EUR nicht überschreitet. 

Allerdings entfällt eine solche Zurechnung, wenn der Arbeit-
nehmer für die Auswärtstätigkeit/doppelte Haushaltsführung 
dem Grunde nach eine Verpflegungspauschale als Werbungs-
kosten geltend machen könnte. Auf die Höhe der tatsächlich 
anzusetzenden Verpflegungspauschale kommt es nicht an. 
Folglich unterbleibt die Zurechnung immer dann, wenn der 
Arbeitnehmer eine Verpflegungspauschale beanspruchen 
kann, weil

n	 �er innerhalb der Drei-Monats-Frist mehr als 8 Stunden von 
seiner Wohnung und der ersten Tätigkeitsstätte abwesend 
ist oder

n	 �eine mehrtägige Auswärtstätigkeit mit Übernachtung vor-
liegt (s. „Reisekostenvergütungen‘‘).

Nach Ablauf der Drei-Monats-Frist ist die Gestellung einer 
Mahlzeit grundsätzlich als Arbeitslohn zu erfassen.

Pauschalbesteuerungsmöglichkeit üblicher Mahlzeiten:  
Kann die Zurechnung einer dem Arbeitnehmer während  
einer Auswärtstätigkeit unentgeltlich oder verbilligt ge- 
stellten Mahlzeit nicht nach den vorgenannten Grundsätzen 
unterbleiben, darf der Arbeitgeber den Sachbezugswert  
mit einem Steuersatz von 25 % pauschal besteuern. Diese 
Pauschalbesteuerung kommt in Betracht, wenn

n	 �der Arbeitnehmer ohne Übernachtung nicht mehr als  
8 Stunden auswärts tätig ist,

n	 �der Arbeitgeber die Abwesenheitszeit nicht überwacht, 
nicht kennt oder

n	 �die Drei-Monats-Frist abgelaufen ist.

Führt der Arbeitgeber keine Regelbesteuerung durch, stellen 
diese pauschal besteuerten Sachbezugswerte kein Arbeits
entgelt im Sinne der Sozialversicherung dar.

Maigelder gehören zum Arbeitsentgelt.

Mankogelder s. „Fehlgeldentschädigungen“.

Mehrarbeitslohn/-zuschläge sind Arbeitsentgelt.

Mehraufwands-Wintergeld ist kein Arbeitsentgelt.

Metergelder  
im Möbeltransportgewerbe gehören zum Arbeitsentgelt.

Mietbeiträge  
des Arbeitgebers sind Arbeitsentgelt; s. auch „Sachbezüge“.

Mitarbeiterkapitalbeteiligungen 
Die unentgeltliche oder verbilligte Überlassung von Aktien, 
Anteilen an einem Mitarbeiterbeteiligungs-Sondervermögen 
und anderen Beteiligungen am Unternehmen des Arbeitge-
bers, höchstens 2.000,00 EUR (bis 2023: 1.440,00 EUR) je Kalen-
derjahr und Dienstverhältnis, sind unter den Voraussetzungen 
des § 3 Nr. 39 EStG und sofern sie zusätzlich zum ohnehin 
geschuldeten Arbeitslohn gewährt werden kein Arbeitsentgelt. 
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Der § 19a EStG sieht für neue Vermögensbeteiligungen an sog. 
„jungen“ Unternehmen (kleine und mittlere Unternehmen mit 
höchstens 20 Jahren seit der Gründung) die Möglichkeit vor, 
den geldwerten Vorteil nicht sofort versteuern zu müssen. Die 
Nachholung der vorläufigen Nichtbesteuerung erfolgt im Zeit-
punkt der Übertragung, bei Ausscheiden des Arbeitnehmers 
bzw. spätestens nach 15 Jahren. Für die Sozialversicherung gilt 
der Steueraufschub ausdrücklich nicht, dies führt zu einer zeit-
lich unterschiedlichen Erfassung des geldwerten Vorteils der 
Vermögensbeteiligung im Hingabezeitpunkt (Sozialversiche-
rung) bzw. Veräußerungszeitpunkt (Steuer).

Mitgliedsbeiträge
zu Berufsverbänden und Vereinen, die vom Arbeitgeber für 
seine Arbeitnehmer übernommen werden, gehören zum  
Arbeitsentgelt. Das gilt ausnahmsweise nicht, wenn die Über-
nahme der Mitgliedsbeiträge auf einem ganz überwiegenden 
betrieblichen Interesse des Arbeitgebers beruht.

Mittagessen s. „Mahlzeiten“, „Sachbezüge“ (vgl. A. IV).

Mobiltelefon
Der Kostenersatz des Arbeitgebers für die betriebliche Nutzung 
eines eigenen Mobiltelefons (Handys) des Arbeitnehmers ist 
kein Arbeitsentgelt. Das gilt sowohl für den Ersatz der nachge-
wiesenen betrieblichen Kosten als auch für den pauschalen Er-
satz des monatlichen Durchschnittsbetrags der betrieblichen 
Telefonkosten. Zur Frage des steuerfreien Kostenersatzes gelten 
die Erläuterungen unter „Fernsprechgebühren“ entsprechend.

Die private Nutzung eines betrieblichen Handys ist ebenfalls 
kein Arbeitsentgelt. Das gilt auch dann, wenn der Arbeitneh-
mer es in seinem Besitz hat, z. B. das Handy eines Außen-
dienstmitarbeiters. Ebenfalls kein Arbeitsentgelt sind vom  
Arbeitgeber übernommene Grund- und Verbindungsentgelte 
für die Privatnutzung des betrieblichen Handys.

Montagezulagen s. „Auslösungen“.

Mutterschaftsgeldzuschüsse
Zuschüsse des Arbeitgebers zum Mutterschaftsgeld sind  
kein Arbeitsentgelt.

Nachtarbeitszuschläge  
s. „Sonntags-, Feiertags- und Nachtarbeitszuschläge“.

Nachzahlungen von Lohn oder Gehalt sind Arbeitsentgelt. 

Neujahrszuwendungen gehören zum Arbeitsentgelt.

Nichtraucherprämien gehören zum Arbeitsentgelt.

Notarzt im Rettungsdienst 
Einnahmen aus Tätigkeiten als Notärztin oder Notarzt im  
Rettungsdienst sind kein Arbeitsentgelt, wenn die notärztliche 
Tätigkeit neben

n	 �einer Beschäftigung mit einem Umfang von regelmäßig 
mindestens 15 Stunden wöchentlich außerhalb des  
Rettungsdienstes oder

n	 �einer Tätigkeit als zugelassener Vertragsarzt oder als Arzt  
in privater Niederlassung 

ausgeübt wird.

Notstandsbeihilfen s. „Beihilfen“.

Nutzungsentschädigungen s. „Werkzeuggelder“.

Parkgebühren
gehören zu den Reisenebenkosten, wenn sie anlässlich  
von Auswärtstätigkeiten anfallen; ihr Ersatz stellt daher  
kein Arbeitsentgelt dar.

Soweit Parkgebühren im Zusammenhang mit Fahrten zwischen 
Wohnung und erster Tätigkeitsstätte anfallen, sind sie mit der 
Entfernungspauschale abgegolten (s. auch „Fahrtkostenersatz 
für Fahrten zwischen Wohnung und Tätigkeitsstätte“). Ersetzt 
der Arbeitgeber dem Arbeitnehmer in diesen Fällen gleichwohl 
Parkgebühren, liegt insoweit Arbeitsentgelt vor.

Partnerschaftsvergütungen
als Anteil am Geschäftserfolg gehören im Zeitpunkt ihrer  
Auszahlung zum Arbeitsentgelt.

Pauschale Lohn- und Kirchensteuer
Die pauschale Lohn- und Kirchensteuer einschließlich Soli
daritätszuschlag, die der Arbeitgeber nach den Vorschriften 
des Einkommensteuergesetzes übernimmt, stellt kein Arbeits-
entgelt dar, denn der Arbeitgeber gilt insoweit als Steuer-
schuldner gegenüber dem Finanzamt.

Pensionsfonds-, Pensionskassenzuwendungen  
s. „Zukunftssicherungsleistungen“.

Pflegerfreibetrag s. „Übungsleiterfreibetrag“.

Pflegeversicherungsbeiträge
s. „Arbeitgeberbeitragsanteile“, „Arbeitgeberzuschüsse“,  
„Arbeitnehmerbeitragsanteile“.

Prämien für Verbesserungsvorschläge 
gehören in vollem Umfang zum Arbeitsentgelt; s. auch „Nicht-
raucherprämien“, „Sachprämien“.
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Preisnachlässe s. „Belegschaftsrabatte“.

Provisionen sind Arbeitsentgelt.

Qualifizierungsgeld (ab 1. April 2024) s. „Kurzarbeitergeld“, 
„Kurzarbeitergeldzuschüsse“.

Rabatte s. „Belegschaftsrabatte“.

Reisekostenvergütungen
sind kein Arbeitsentgelt, sofern sie zur Abgeltung von Auf
wendungen anlässlich einer beruflich veranlassten Auswärts
tätigkeit vom Arbeitgeber gezahlt werden. Dies gilt für die  
Erstattung von Fahrtkosten mit pauschalen Kilometergeldern 
bei Benutzung von Fahrzeugen nur, sofern diese je Fahrtkilo-
meter nicht überschreiten:

n	 bei Benutzung eines Pkw 0,30 EUR bzw.
n	 �bei Benutzung eines anderen motorbetriebenen  

Fahrzeugs 0,20 EUR.

Eine Auswärtstätigkeit liegt vor, wenn der Arbeitnehmer vor
übergehend außerhalb seiner Wohnung und nicht an seiner 
ersten Tätigkeitsstätte beruflich tätig wird.

Erste Tätigkeitsstätte ist die ortsfeste betriebliche Einrichtung
des Arbeitgebers, eines verbundenen Unternehmens (§ 15 
AktG) oder eines vom Arbeitgeber bestimmten Dritten (z. B. 
Kunde, Leiharbeitgeber). Fahrzeuge, Flugzeuge, Schiffe oder 
Tätigkeitsgebiete ohne ortsfeste betriebliche Einrichtungen 
sind keine (ortsfesten) Tätigkeitsstätten. Der Arbeitnehmer 
kann je Dienstverhältnis höchstens eine erste Tätigkeitsstätte, 
ggf. aber auch keine erste, sondern nur auswärtige Tätigkeits-
stätten innehaben. 

Eine erste Tätigkeitsstätte liegt vor, wenn der Arbeitnehmer  
einer solchen Tätigkeitsstätte dauerhaft zugeordnet ist. Ist der 
Arbeitnehmer nur vorübergehend zugeordnet, begründet er 
dort keine erste Tätigkeitsstätte. Die dauerhafte Zuordnung des 
Arbeitnehmers wird regelmäßig durch die dienst- oder arbeits-
rechtlichen Festlegungen sowie den ausfüllenden Absprachen 
oder Weisungen bestimmt. Von einer dauerhaften Zuordnung 
kann insbesondere dann ausgegangen werden, wenn der Ar-
beitnehmer an einer solchen Tätigkeitsstätte tätig werden soll:

n	 �unbefristet,
n	 �für die Dauer des Dienstverhältnisses oder
n	 �über einen Zeitraum von 48 Monaten hinaus.

Die Bestimmung der ersten Tätigkeitsstätte erfolgt vorrangig 
anhand der arbeits- oder dienstrechtlichen Festlegungen. Nur 
wenn eine solche Festlegung nicht vorhanden oder diese nicht 

eindeutig ist, sind hilfsweise quantitative Kriterien heranzuzie-
hen, z. B. Umfang der zu leistenden arbeitsvertraglichen Arbeits-
zeit an der Tätigkeitsstätte sowie arbeitstägliches Aufsuchen.  
Im Zweifel ist die räumliche Nähe zur Wohnung maßgebend.

Die Tätigkeit außerhalb der ersten Tätigkeitsstätte, also an  
weiteren (auswärtigen) Tätigkeitsstätten ermöglicht einen 
steuerfreien Arbeitgeberersatz.

Der Ersatz von Verpflegungsmehraufwendungen anlässlich 
einer Auswärtstätigkeit im Inland ist kein Arbeitsentgelt, so- 
weit er bei einer Abwesenheit des Arbeitnehmers

n	 von 24 Stunden 28,00 EUR,
n	 von weniger als 24, aber mehr als 8 Stunden 14,00 EUR und
n	 für den An- und Abreisetag vor oder nach einer auswär

tigen Übernachtung ohne Prüfung einer Mindestabwesen-
heit jeweils 14,00 EUR

nicht übersteigt oder soweit ein höherer Ersatz von Verpfle-
gungsmehraufwendungen mit dem Pauschsteuersatz von 
25 % pauschal versteuert werden kann (höchstens steuerfrei 
zahlbarer Betrag) und keine Regelbesteuerung durchgeführt 
wird. Die Möglichkeit der steuerfreien Erstattung ist auf die 
ersten drei Monate der Tätigkeit an derselben auswärtigen 
Tätigkeitsstätte beschränkt. Die inländischen steuerfreien 
Verpflegungspauschalen von 28,00 EUR/14,00 EUR sind auch 
dann kein Arbeitsentgelt, wenn der Arbeitnehmer bei einer 
Auswärtstätigkeit unentgeltliche Mahlzeiten erhält. 

Verpflegt der Arbeitgeber selbst oder auf dessen Veranlassung 
ein Dritter den Arbeitnehmer während seiner Auswärtstätig-
keit unentgeltlich oder verbilligt, bleiben zwar ebenfalls die 
Verpflegungspauschalen steuerfrei, jedoch ist für jede ge-
stellte Mahlzeit die maßgebliche Verpflegungspauschale  
zu kürzen. Die Kürzung beträgt

n	 �20 % für ein Frühstück und
n	 �jeweils 40 % für ein Mittag- oder Abendessen

der für die 24-stündige Abwesenheit geltenden höchsten Ver-
pflegungspauschale. Das ergibt für Auswärtstätigkeiten im 
Inland eine Kürzung der jeweils zustehenden Verpflegungs-
pauschale um 5,60 EUR für ein Frühstück und jeweils 11,20 EUR 
für ein Mittag- oder Abendessen. Im Gegenzug ist kein Sach
bezugswert zu versteuern (s. „Mahlzeiten‘‘).

Berufskraftfahrer erhalten für jeden Kalendertag, an dem sie  
in der Schlafkabine des Lkw übernachten und eine Verpfle-
gungspauschale beanspruchen können, einen steuerfreien 
Pauschbetrag in Höhe von 9,00 EUR (bis 2023: 8,00 EUR) pro 
Kalendertag. Insoweit liegt auch kein Arbeitsentgelt im Sinne 
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der Sozialversicherung vor. In diesem Fall darf die ansonsten 
bei Auswärtstätigkeiten geltende steuerfreie Übernachtungs
pauschale in Höhe von 20,00 EUR nicht angesetzt werden.

Der Pauschbetrag gilt für Mehraufwendungen, die bei einer 
mehrtägigen beruflichen Fahrtätigkeit im Zusammenhang mit 
einer Übernachtung im Fahrzeug des Arbeitgebers entstehen. 
Solche Mehraufwendungen sind beispielsweise Gebühren für 
die Benutzung der sanitären Einrichtungen auf Raststätten 
(Toiletten, Dusch- oder Waschgelegenheiten) oder Aufwen-
dungen für die Reinigung der Schlafkabine. Der Nachweis  
höherer tatsächlicher Kosten bleibt möglich. Zusätzlich dürfen 
die vorgenannten Verpflegungspauschalen gezahlt werden.

Werden die Aufwendungen für Auswärtstätigkeiten nicht  
einzeln, sondern im Rahmen einer sog. Gesamt-Reisekosten-
abrechnung erstattet, dann liegt – auch wenn mehrere Aus- 
wärtstätigkeiten zusammengefasst werden – kein Arbeits
entgelt vor, soweit die Erstattung die Summe der höchst
zulässigen steuerfreien Einzelerstattungen nicht übersteigt.

Rentenversicherungsbeiträge  
s. „Arbeitgeberbeitragsanteile“, „Arbeitgeberzuschüsse“,  
„Arbeitnehmerbeitragsanteile“, „Aufstockungsbeträge“.

Sachprämien
für betriebliche Verbesserungsvorschläge sowie für Leistun-
gen in der Unfallverhütung und im Arbeitsschutz gehören 
zum Arbeitsentgelt.

Bei pauschal versteuerten Sachprämien im Wert von nicht 
mehr als 80,00 EUR braucht der Arbeitgeber jedoch den Wert 
der auf den einzelnen Arbeitnehmer entfallenden Sachzu
wendung nicht individuell zu ermitteln. Er kann aus Verein
fachungsgründen dem einzelnen Arbeitnehmer vielmehr  
den Durchschnittswert der pauschal versteuerten Sach
prämien zuordnen; hierbei kann er auch von dem Durch-
schnittswert der pauschal versteuerten Sachprämien des  
Vorjahres ausgehen.

Durchschnittswert im vorgenannten Sinne ist der Betrag, der 
sich bei Division des Gesamtwertes der Sachprämien (bis 
80,00 EUR) durch die Anzahl der Arbeitnehmer, die entspre-
chende Sachzuwendungen erhalten haben, ergibt. Dieser 
Durchschnittsbetrag wird für die Berechnung der Sozialver
sicherungsbeiträge allen Arbeitnehmern zugeordnet, die 
Sachzuwendungen bis zum Betrag von 80,00 EUR erhalten 
haben, unabhängig davon, in welcher Höhe der einzelne  
Arbeitnehmer Sachzuwendungen bekommen hat. Da der 
Durchschnittswert den tatsächlich erhaltenen geldwerten  
Vorteil erheblich übersteigen kann, setzt die Anwendung  

dieser Vereinfachungsregelung voraus, dass der Arbeitgeber 
insoweit den Arbeitnehmeranteil an den Sozialversiche
rungsbeiträgen übernimmt. Der vom Arbeitgeber zu  
tragende Arbeitnehmerbeitragsanteil stellt allerdings  
kein Arbeitsentgelt dar.

Im Übrigen ist der Durchschnittsbetrag – als Sonderzuwen-
dung – dem letzten Entgeltabrechnungszeitraum des Kalen-
derjahres zuzuordnen, also in der Regel dem Monat Dezem-
ber, es sei denn, dass das Beschäftigungsverhältnis vorher 
geendet hat. Besteht das Beschäftigungsverhältnis nur wäh-
rend eines Teils des Kalenderjahres, ist für jeden Tag des  
Beschäftigungsverhältnisses der 360. Teil des Durchschnitts-
wertes anzusetzen.

Saison-Kurzarbeitergeld s. „Kurzarbeitergeld“.

Sammelbeförderung
Der geldwerte Vorteil einer kostenlosen oder verbilligten  
Sammelbeförderung zwischen Wohnung und erster Tätigkeits-
stätte, soweit sie für den betrieblichen Einsatz notwendig ist, 
stellt kein Arbeitsentgelt dar.

Sanierungsgelder 
s. „Zukunftssicherungsleistungen“ (Pkt. 6).

Schadensersatzleistungen
sind kein Arbeitsentgelt, wenn es sich um Schadensersatz auf-
grund unmittelbarer gesetzlicher Verpflichtung handelt. Auch 
Schadensersatzleistungen wegen schuldhafter Verletzung von 
Arbeitgeberpflichten stellen kein Arbeitsentgelt dar, soweit sie 
die Höhe des zivilrechtlichen Schadensersatzanspruchs des 
Arbeitnehmers nicht übersteigen.

Schenkungen  
s. „Aufmerksamkeiten“, „Jubiläumszuwendungen“.

Schichtzulagen gehören zum Arbeitsentgelt.

Schmutz- und Staubzulagen gehören zum Arbeitsentgelt.

Schulderlass
des Arbeitgebers gegenüber dem Arbeitnehmer ist in Höhe 
der erlassenen Schuld Arbeitsentgelt; dies gilt nicht für den  
Erlass von steuerfreien Schadensersatzansprüchen.

Schutzimpfungen
entsprechend den Empfehlungen der Ständigen Impfkommis-
sion (STIKO) gehören nicht zum Arbeitslohn und stellen dem-
nach auch kein Arbeitsentgelt dar. 
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Schutzkleidung
Die Gestellung und auch die Überlassung von Arbeitsschutz-
kleidung sind kein Arbeitsentgelt. Dies gilt auch für die Bereit-
stellung von Atemschutzmasken zur beruflichen Nutzung.

Smartphone s. „Mobiltelefon“.

Software s. „Firmencomputer“.

Sonntags-, Feiertags- und Nachtarbeitszuschläge 
für tatsächlich geleistete Sonntags-, Feiertags- oder Nacht
arbeit, die neben dem Grundlohn gezahlt werden, sind kein 
Arbeitsentgelt, soweit sie für

n	 Nachtarbeit 25 %,
n	 Sonntagsarbeit 50 %,
n	 Arbeit am 31. Dezember ab 14 Uhr und an gesetzlichen 

Feiertagen (Ausnahme: Weihnachten und 1. Mai) 125 %,
n	 Arbeit am 24. Dezember ab 14 Uhr, am 25. und 26. Dezem-

ber sowie am 1. Mai 150 % 

des Grundlohns nicht übersteigen. Grundlohn ist der auf 
eine Arbeitsstunde umgerechnete laufende Arbeitslohn im 
Lohnzahlungszeitraum. Der als Grundlohn ansetzbare Betrag 
ist sozialversicherungsrechtlich auf höchstens 25,00 EUR  
begrenzt. 

Nachtarbeit ist die Arbeit in der Zeit von 20 Uhr bis 6 Uhr. 
Sonntagsarbeit und Feiertagsarbeit ist die Arbeit in der Zeit 
von 0 Uhr bis 24 Uhr des jeweiligen Tages. Die gesetzlichen 
Feiertage werden durch die am Ort der Tätigkeitsstätte  
geltenden Vorschriften bestimmt.

Eine Besonderheit ist zu beachten, wenn die Nachtarbeit vor 
0 Uhr aufgenommen wird. In diesen Fällen

n	 erhöht sich für Nachtarbeit in der Zeit von 0 bis 4 Uhr der 
Zuschlagssatz auf 40 % und

n	 gilt als Sonntags- und Feiertagsarbeit auch die Arbeit in 
der Zeit von 0 bis 4 Uhr des auf den Sonntag oder Feiertag 
folgenden Tages.

Spenden
Steuerlich nicht belastete Zuwendungen des Arbeitnehmers 
aus Arbeitsentgeltbestandteilen (Entgeltumwandlung) zugun-
sten von durch Naturkatastrophen im Inland Geschädigten 
sind kein Arbeitsentgelt.

Sterbegeld
ist steuerpflichtiger Arbeitslohn, aber kein Arbeitsentgelt im 
Sinne der Sozialversicherung.

Stipendium
Sofern Betriebe eine Aus- oder Weiterbildung durch ein  
Stipendium fördern, führt dies regelmäßig nicht zu einem  
Beschäftigungsverhältnis i. S. d. Sozialversicherung. Das  
Stipendium unterliegt daher auch nicht der Beitragspflicht  
in der Sozialversicherung.

Streik- und Aussperrungsunterstützungen
Die Zahlungen dieser Unterstützungen durch die Gewerk-
schaften unterliegen nicht dem Lohnsteuerabzug und sind 
auch kein Arbeitsentgelt im Sinne der Sozialversicherung.

Studiengebühren
Übernehmen Arbeitgeber die vom studierenden Arbeitneh-
mer geschuldeten Studiengebühren (z. B. bei einer im dualen 
System durchgeführten Ausbildung), gilt nach einer Entschei-
dung der obersten Finanzbehörden auf Bundesebene: Auf-
grund des ganz überwiegenden betrieblichen Interesses des 
Arbeitgebers ist kein Vorteil mit Arbeitslohncharakter anzu-
nehmen, wenn sich der Arbeitgeber arbeitsvertraglich zur 
Übernahme der Studiengebühren verpflichtet. 

Das ganz überwiegende betriebliche Interesse muss dokumen-
tiert sein durch eine Rückzahlungsverpflichtung des Studieren-
den, falls er das ausbildende Unternehmen auf eigenen Wunsch 
innerhalb von zwei Jahren nach Studienabschluss verlässt. 

Soweit es sich steuerrechtlich um keinen Arbeitslohn handelt, 
stellen vom Arbeitgeber getragene oder übernommene Stu
diengebühren auch kein Arbeitsentgelt im Sinne der Sozial
versicherung dar.

Tantiemen sind Arbeitsentgelt.

Telefongebühren  
s. „Fernsprechgebühren“, „Firmentelefon“, „Mobiltelefon“.

Telekommunikationsgeräte 
s. „Firmencomputer“.

Teuerungszulagen sind Arbeitsentgelt.

Theater-Betriebszuschläge
Die bei Theater und Bühnen zu zahlenden Theater-Betriebs
zuschläge und -zulagen gehören zum Arbeitsentgelt.

Theaterkarten
Der geldwerte Vorteil unentgeltlich oder verbilligt überlasse
ner Theaterkarten im Rahmen von Betriebsveranstaltungen 
stellt kein Arbeitsentgelt dar.
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Trennungsentschädigungen
im öffentlichen Dienst bei Abordnung an auswärtige Dienst-
stellen oder Versetzung bis zum Umzug sind kein Arbeitsentgelt, 
soweit sie lohnsteuerfrei sind. Dabei ist die Begrenzung durch 
die Entfernungspauschale zu beachten (s. „Auslösungen“).

Trennungsgelder  
s. „Auslösungen“, „Trennungsentschädigungen“.

Treueprämien gehören zum Arbeitsentgelt.

Trinkgelder
Trinkgelder, auf die ein Rechtsanspruch besteht, gehören zum 
Arbeitsentgelt. Dagegen stellen sog. freiwillige Trinkgelder, die 
dem Arbeitnehmer ohne Rechtsanspruch gezahlt werden,  
kein Arbeitsentgelt dar.

Übergangsgeldzuschüsse
des Arbeitgebers für die Zeit des Übergangsgeldbezugs aus 
der gesetzlichen Rentenversicherung oder aus der Arbeits- 
losenversicherung sind lohnsteuerpflichtig, aber kein Arbeits
entgelt im Sinne der Sozialversicherung, wenn sie zusammen 
mit dem Übergangsgeld das Nettoarbeitsentgelt um mehr als 
50,00 EUR nicht übersteigen.

Übernachtungsgelder  
s. „Auslösungen“, „Reisekostenvergütungen“.

Überstundenvergütungen gehören zum Arbeitsentgelt.

Übungsleiterfreibetrag
Vergütungen für nebenberufliche Tätigkeiten als Übungsleiter, 
Ausbilder, Erzieher, Betreuer oder für eine vergleichbare ne-
benberufliche Tätigkeit, für nebenberufliche künstlerische  
Tätigkeiten oder für die nebenberufliche Pflege alter, kranker 
oder behinderter Menschen sind bis zur Höhe von insgesamt 
3.000,00 EUR im Kalenderjahr steuerfrei und stellen insoweit 
auch kein Arbeitsentgelt im Sinne der Sozialversicherung dar. 
Voraussetzung ist, dass die nebenberufliche Tätigkeit im Dienst 
oder Auftrag einer juristischen Person des öffentlichen Rechts, 
die in einem EU- oder EWR-Mitgliedstaat oder in der Schweiz 
belegen ist oder einer zur Förderung gemeinnütziger, mildtä-
tiger und kirchlicher Zwecke dienenden Einrichtung ausgeübt 
wird (z. B. Sportverein, kirchliche oder kulturelle Organisationen 
sowie Organisationen der Kinder- und Jugendarbeit sowie der 
sozialen Arbeit); s. auch „Ehrenamtsfreibetrag“.

Für Steuerpflichtige, die als ehrenamtliche Vormünder (i. S. 
§§ 1793 ff BGB) oder als ehrenamtliche rechtliche Betreuer 
(i. S. §§ 1896 ff BGB) oder als ehrenamtliche Pfleger (i. S.  
§§ 1909 ff BGB) eine Aufwandsentschädigung nach § 1835a 
BGB erhalten, gilt ebenfalls der o. g. Steuerfreibetrag. Dieser 

wirkt sich hier allerdings nur insoweit aus, als er nicht bereits 
für Einnahmen aus ehrenamtlicher Tätigkeit als Übungsleiter, 
Ausbilder, Erzieher, Betreuer oder vergleichbaren neben
beruflichen Tätigkeiten bzw. als Künstler oder Pflegekraft in 
Anspruch genommen wird; ein Rückgriff auf den Ehrenamts-
freibetrag ist für diesen Personenkreis ausgeschlossen.

Umsatzbeteiligungen gehören zum Arbeitsentgelt.

Umzugskostenvergütungen
sind kein Arbeitsentgelt, wenn sie aus öffentlichen Kassen  
gezahlt werden. Umzugskostenvergütungen privater Arbeit-
geber sind bis zur Höhe der Beträge, die nach dem Bundes
umzugskostenrecht als Umzugskostenvergütung höchstens 
gezahlt werden könnten, ebenfalls kein Arbeitsentgelt, wenn 
der Umzug beruflich veranlasst ist.

Unfallverhütungsprämien
Bar- oder Sachzuwendungen des Arbeitgebers für die sorg
fältige Beachtung der Unfallverhütungsvorschriften gehören 
zum Arbeitsentgelt (auch im Rahmen eines Sicherheitswett
bewerbes); s. auch „Sachprämien“.

Unfallversicherungsbeiträge
zur gesetzlichen Unfallversicherung und zu einer Reiseun
fallversicherung sind kein Arbeitsentgelt. Ebenfalls kein Arbeits-
entgelt sind Versicherungsbeiträge des Arbeitgebers zu von 
ihm abgeschlossenen freiwilligen Unfallversicherungen seiner 
Arbeitnehmer, wenn diesen keine eigenen Ansprüche gegen 
das Versicherungsunternehmen eingeräumt werden. 

Für Beiträge zu Unfallversicherungen, bei denen der Arbeit-
nehmer einen unmittelbaren Versicherungsanspruch gegen- 
über dem Versicherungsunternehmen hat, gilt Folgendes:

n	 Vom Arbeitgeber gezahlte oder dem Arbeitnehmer er-
setzte Beiträge zu einer Berufsunfallversicherung, mit der 
nur Unfälle im beruflichen Bereich (einschließlich der Un-
fälle auf dem Weg von und zu der Tätigkeitsstätte) abge
sichert werden, gehören in voller Höhe zum Arbeitsentgelt. 
Wird durch die Berufsunfallversicherung auch das Unfall
risiko auf Dienstreisen abgedeckt, sind als Ersatz von Reise-
nebenkosten 40 % des Gesamtbeitrags kein Arbeitsentgelt. 
Die restlichen 60 % stellen Arbeitsentgelt dar.

n	 Vom Arbeitgeber gezahlte oder dem Arbeitnehmer er-
setzte Beiträge für eine Gesamtunfallversicherung, die 
auch das Risiko von Unfällen außerhalb des beruflichen 
Bereichs abdeckt, gehören ebenfalls in voller Höhe zum 
Arbeitsentgelt. Werden durch die Gesamtunfallversiche-
rung auch Unfallrisiken auf Dienstreisen abgesichert,  
sind von dem Gesamtbeitrag 20 % als Reisenebenkosten 
kein Arbeitsentgelt.
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Soweit Beiträge zu Gruppenunfallversicherungen zwar lohn-
steuerpflichtig sind, aber pauschal versteuert werden können 
(Steuersatz 20 %), stellen sie ebenfalls kein Arbeitsentgelt dar;  
s. „Zukunftssicherungsleistungen“ (Pkt. 4).

Unterhaltsgeldzuschüsse gehören zum Arbeitsentgelt.

Unterstützung(sleistung)en s. „Beihilfen“.

Urlaubsabgeltungen gehören zum Arbeitsentgelt. 

Dies gilt vor dem Hintergrund geänderter höchstrichterlicher 
Rechtsprechung auch für Urlaubsabgeltungen nach Beendi-
gung der Beschäftigung durch Tod des Arbeitnehmers, sofern 
sie nach dem 22. Januar 2019 gezahlt werden. Diese Urlaubsab-
geltungen erfüllen einen während der Beschäftigung erwor-
benen Zahlungsanspruch des Arbeitnehmers und stellen so-
mit einmalig gezahltes Arbeitsentgelt dar.

Urlaubsgelder sind Arbeitsentgelt.

Urlaubszuschüsse 
s. „Erholungsbeihilfen“, „Ferienbeihilfen“.

Verbesserungsvorschläge 
s. „Prämien“, „Sachprämien“.

Vereinsbeiträge s. „Mitgliedsbeiträge“.

Verletztengeldzuschüsse
des Arbeitgebers für die Zeit des Verletztengeldbezugs aus 
der gesetzlichen Unfallversicherung sind lohnsteuerpflichtig, 
aber kein Arbeitsentgelt im Sinne der Sozialversicherung,  
wenn sie zusammen mit dem Verletztengeld das Netto
arbeitsentgelt um mehr als 50,00 EUR nicht übersteigen.

Vermächtnisse 
des Arbeitgebers zugunsten seiner Arbeitnehmer stellen kein 
Arbeitsentgelt dar.

Vermittlungsprovisionen
an Arbeitnehmer im Bank- und Versicherungsgewerbe gehö-
ren zum Arbeitsentgelt.

Vermögensbeteiligungen 
s. „Mitarbeiterkapitalbeteiligungen“

Vermögenswirksame Leistungen gehören zum Arbeitsentgelt; 
s. aber auch „Krankengeldzuschüsse“, „Krankentagegeld- 
zuschüsse“, „Verletztengeldzuschüsse“, „Übergangsgeld
zuschüsse“. 
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Verpflegungskostenzuschüsse
an Arbeitnehmer, die typischerweise nur an ständig wechseln-
den Tätigkeitsstätten oder auf einem Fahrzeug tätig werden, 
z. B. Berufskraftfahrer, Linienbusfahrer, sind kein Arbeitsentgelt 
für Kalendertage,

n	 an denen die Abwesenheit von der Wohnung mehr als  
8 Stunden beträgt und der Verpflegungszuschuss 
14,00 EUR nicht übersteigt,

n	 an denen der Arbeitnehmer vor oder nach einer aus
wärtigen Übernachtung an- oder abreist (An- und Abreise-
tage) ohne Prüfung einer Mindestabwesenheit und  
der Verpflegungszuschuss 14,00 EUR nicht übersteigt.

Werden diese Auswärtstätigkeiten von der ersten Tätigkeits
stätte (z. B. Betrieb des Arbeitgebers) aus angetreten, beginnt 
die Abwesenheitsdauer mit Verlassen dieses Geländes.

Soweit höhere Verpflegungskostenzuschüsse mit dem Pausch-
steuersatz von 25 % pauschal versteuert werden können und 
keine Regelbesteuerung durchgeführt wird, liegt ebenfalls 
kein Arbeitsentgelt vor.

Versicherungsprämien s. „Zukunftssicherungsleistungen“.

Verwarnungsgelder s. „Geldbußen“.

Vorruhestandsgeldzahlungen gehören zum Arbeitsentgelt.

Vorsorgekuren s. „Kurkosten“.

Vorsorgeuntersuchungen
Sofern Vorsorgeuntersuchungen aus ganz überwiegend  
betrieblichen Gründen auf Veranlassung des Arbeitgebers  
unentgeltlich durchgeführt werden, stellt der geldwerte  
Vorteil kein Arbeitsentgelt dar.

Warengutscheine 
Zuwendungen des Arbeitgebers z. B. in Form von Tankkarten 
bzw. Tank- oder Geschenkgutscheinen stellen insoweit kein 
Arbeitsentgelt dar, als es sich steuerrechtlich um Sachbezüge 
und nicht um Barlohn handelt und die Freigrenze von 
50,00 EUR (bis 2021: 44,00 EUR) im Kalendermonat nicht 
überschritten wird. Die Gutscheine müssen zusätzlich zum 
ohnehin geschuldeten Arbeitslohn gewährt werden.

Geschenkgutscheine bzw. aufladbare Geschenkkarten dürfen 
ausschließlich zum Bezug von Waren oder Dienstleistungen 
vom Aussteller des Gutscheins oder von einem begrenzten 
Kreis von Akzeptanzstellen berechtigen. Auch ein Gutschein  
für ein begrenztes Warensortiment kann begünstigt sein. 
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(Geld-)Karten mit einer Barauszahlungs- oder Wandlungsfunktion 
in Geld, beispielsweise für unbaren Zahlungsverkehr oder 
PayPal, stellen keine Sachbezüge dar. Das Bundesfinanzminis
terium hat mit Datum vom 13. April 2021 ein umfangreiches 
Schreiben zur Abgrenzung zwischen einer Geldleistung und 
einem Sachbezug veröffentlicht.

Warenrabatte s. „Belegschaftsrabatte“.

Waschgeld für Kaminkehrer ist Arbeitsentgelt.

Wasserzuschläge gehören zum Arbeitsentgelt.

Wechselschichtzulagen stellen Arbeitsentgelt dar.

Wegegelder an z. B. Wald- oder Straßenbauarbeiter gehören 
zum Arbeitsentgelt, soweit sie nicht als Reisekosten lohnsteu-
erfrei bleiben.

Wegezeitvergütungen
an Arbeitnehmer mit einer Auswärtstätigkeit auf typischerwei-
se ständig wechselnden Tätigkeitsstätten im Baugewerbe sind 
als pauschaler Ersatz von Verpflegungsmehraufwendungen 
bis zu 14,00 EUR kein Arbeitsentgelt, wenn der Arbeitnehmer 
aus ausschließlich beruflichen Gründen mehr als 8 Stunden 
von seiner Wohnung abwesend ist. 

Weihnachtszuwendungen
sind in bar sowie als Sachzuwendungen Arbeitsentgelt.

Weiterbildungskosten s. „Fortbildungskosten“.

Werbeprämien
an Zeitungsausträger für die Werbung neuer Kunden gehören 
zum Arbeitsentgelt.

Werkswohnungen s. „Sachbezüge“ (vgl. A. IV).

Werkzeuggelder sind kein Arbeitsentgelt, wenn sie

n	 die regelmäßigen Absetzungen für Abnutzung,
n	 die üblichen Betriebs-, Instandhaltungs- und Instand

setzungskosten sowie
n	 die Kosten der Beförderung zwischen Wohnung/Betrieb 

und Einsatzstelle

der Werkzeuge abgelten. Entschädigungen für Zeitaufwand 
des Arbeitnehmers (z. B. für die ihm obliegende Reinigung 
und Wartung der Werkzeuge) sind Arbeitsentgelt. Musik
instrumente, Schreibmaschinen, Computer, Diktiergeräte,  
Fotoausrüstungen u. Ä. gehören im Übrigen nicht zu den  
Werkzeugen in diesem Sinne.
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Wertguthaben
Vereinbarungen über flexible Arbeitszeitregelungen sehen 
häufig bereits bei ihrem Abschluss für den Fall, dass Wertgut-
haben wegen

n	 Beendigung der Beschäftigung aufgrund verminderter 
Erwerbsfähigkeit, 

n	 Erreichens einer Altersgrenze, zu der eine Rente wegen 
Alters beansprucht werden kann oder 

n	 des Todes des Arbeitnehmers 

nicht mehr für Zeiten einer Freistellung von der Arbeits- 
leistung verwendet werden können, eine Verwendung für 
Zwecke der betrieblichen Altersversorgung vor. Das bei  
Eintritt dieser Fälle zur betrieblichen Altersversorgung  
verwendete Wertguthaben stellt kein Arbeitsentgelt dar.

Dies gilt allerdings nicht für Vereinbarungen, die nach dem 
13. November 2008 abgeschlossen worden sind, dann liegt 
Arbeitsentgelt im Sinne der Sozialversicherung vor.

Wettbewerbsverbotsentschädigungen
für Zeiten nach Beendigung des Arbeitsverhältnisses sind 
lohnsteuerpflichtig, aber kein Arbeitsentgelt im Sinne der  
Sozialversicherung.

Wintergeld
Arbeitnehmer, deren Arbeitsverhältnis in der Schlechtwetter-
zeit nicht aus witterungsbedingten Gründen gekündigt wer-
den kann, haben in der Bauwirtschaft einen ergänzenden An-
spruch auf umlagefinanziertes Wintergeld. Das Wintergeld 
gliedert sich in folgende Leistungen:

n	� Zuschuss-Wintergeld für Ausfallstunden, die durch die Auf-
lösung von Arbeitszeitguthaben abgedeckt werden, und

n	� Mehraufwands-Wintergeld für die in der Förderzeit ge
leisteten Arbeitsstunden

Das Zuschuss-Wintergeld wird im Bauhauptgewerbe, im Dach-
deckerhandwerk sowie in den Betrieben des Gerüstbaus für 
jede ausgefallene Stunde gezahlt. Das Mehraufwands-Winter-
geld wird für die in der Förderzeit geleisteten Arbeitsstunden 
gezahlt. Beide Leistungen stellen kein Arbeitsentgelt dar.

Witwengelder
Sofern Zahlungen an die Witwe aufgrund eines früheren 
Dienstverhältnisses des Ehemannes geleistet werden, sind  
sie lohnsteuerpflichtig, aber kein Arbeitsentgelt im Sinne der 
Sozialversicherung.

Zählgelder sind ebenso wie Fehlgeldentschädigungen bis 
zum Betrag von 16,00 EUR monatlich kein Arbeitsentgelt.
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Zehrgelder
an ständig im Außendienst beschäftigte Arbeitnehmer sind 
kein Arbeitsentgelt, wenn sie lohnsteuerfreie Reisekosten
vergütungen darstellen; s. auch „Auslösungen“.

Zeitungen
die Arbeitnehmer von Zeitungsverlagen kostenlos erhalten, 
sind kein Arbeitsentgelt, soweit der Rabattfreibetrag von 
1.080,00 EUR jährlich nicht überschritten wird.

Zeitzuschläge gehören zum Arbeitsentgelt, soweit sie nicht  
als Zuschläge für Sonntags-, Feiertags- oder Nachtarbeit lohn
steuerfrei bleiben.

Zinsersparnisse
bei unverzinslichen oder zinsverbilligten Arbeitgeberdarlehen 
stellen kein Arbeitsentgelt dar, wenn am Ende des Lohnzah-
lungszeitraums die Summe der noch nicht getilgten Darlehen 
2.600,00 EUR nicht übersteigt. 

Erhält der Arbeitnehmer von seinem Arbeitgeber ein unver-
zinsliches oder zinsverbilligtes Darlehen, welches 2.600,00 EUR 
übersteigt, ist Vergleichsmaßstab für einen geldwerten Vorteil 
(Zinsvorteil) regelmäßig der mit 96 % anzusetzende markt
übliche Zinssatz am Ort des Arbeitgebers. Unterschreitet der 
Zinssatz des Arbeitgeberdarlehens den so ermittelten Ver-
gleichsmaßstab, ist die sich durch die Zinsdifferenz ergebende 
Ersparnis als geldwerter Vorteil dem Arbeitsentgelt zuzurech-
nen. Der bei Vertragsabschluss heranzuziehende Zinssatz ist 
grundsätzlich für die gesamte Laufzeit maßgeblich; s. auch 
„Belegschaftsrabatte“.

Zukunftssicherungsleistungen
1. aufgrund gesetzlicher Verpflichtung

Zukunftssicherungsleistungen, die der Arbeitgeber aufgrund 
gesetzlicher Verpflichtung zu zahlen hat (z. B. Arbeitgeberan
teile an den Sozialversicherungsbeiträgen für versicherungs-
pflichtige Arbeitnehmer sowie der Arbeitgeberzuschuss zur 
freiwilligen oder privaten Krankenversicherung und zur sozia-
len oder privaten Pflegeversicherung), sind kein Arbeitsentgelt; 
s. auch „Arbeitgeberzuschüsse“.

2. Betriebliche Altersversorgung

a) Direktzusage/Unterstützungskassenversorgung
Die Direktzusage einer Betriebsrente oder die Zusage einer 
Unterstützungskassenversorgung durch den Arbeitgeber ist 
kein Arbeitsentgelt. Auch der während des Beschäftigungsver-
hältnisses eingesetzte Versorgungsaufwand (Rückstellungen) 
stellt kein Arbeitsentgelt dar. Entgeltteile, die durch Entgelt
umwandlung für eine Direktzusage oder Unterstützungs
kassenversorgung verwendet werden, sind ebenfalls kein  
Arbeitsentgelt, soweit sie 4 % der jährlichen Beitragsbemes
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sungsgrenze (West) der allgemeinen Rentenversicherung  
(für 2024: 3.624,00 EUR/Jahr) nicht übersteigen.

b) Beiträge für eine Direktversicherung
Seit dem 1. Januar 2005 sind Beiträge des Arbeitgebers aus 
einem ersten Dienstverhältnis für eine Direktversicherung 
zum Aufbau einer kapitalgedeckten betrieblichen Alters- 
versorgung bis zur Höhe von 4 % der Beitragsbemessungs
grenze (West) der allgemeinen Rentenversicherung (für 2024: 
3.624,00 EUR/Jahr) kein Arbeitsentgelt in der Sozialversicherung 
(unabhängig von der Steuerfreiheit bis zur Höhe von  
8 % der Beitragsbemessungsgrenze). 

Voraussetzung hierfür ist, dass bei der Direktversicherung  
eine Auszahlung der zugesagten Alters-, Invaliditäts- oder  
Hinterbliebenenversorgungsleistungen in Form einer Rente 
oder eines Auszahlungsplans vorgesehen ist. Die Möglich-
keit, später eine Einmalkapitalzahlung wählen zu können, 
schließt die Steuerfreiheit bzw. Beitragsfreiheit nicht aus. 

Bei einem Arbeitgeberwechsel im Laufe eines Kalenderjahres 
kann im Übrigen im neuen (ersten) Dienstverhältnis der Frei-
betrag erneut in Anspruch genommen werden.

Für vor dem 1. Januar 2005 erteilte Versorgungszusagen (Alt-
zusagen) kann der Arbeitgeber die Lohnsteuer für Beiträge an 
eine Direktversicherung weiterhin mit dem Pauschsteuersatz 
von 20 % der Beiträge erheben, wenn

n	 die Beiträge die Voraussetzungen für die Steuerfreiheit 
nicht erfüllen (keine Kapitaldeckung) oder 

n	 wenn die Voraussetzungen für die Steuerfreiheit vorliegen 
und wenn vor dem 1. Januar 2018 zulässigerweise mindes
tens ein Beitrag mit 20 % pauschal besteuert wurde (nach 
§ 40b Abs. 1 und 2 EStG a. F.). In diesen Fällen ist eine 
Pauschalbesteuerung auch ohne ausdrückliche Verzichts
erklärung des Arbeitnehmers möglich.

Pauschalierungsfähig sind Beiträge bis zu 1.752,00 EUR im  
Kalenderjahr (Altregelung). Diese pauschal versteuerten Zu-
kunftssicherungsleistungen stellen, wenn der Arbeitgeber 
insoweit keine Regelbesteuerung vornimmt, kein Arbeitsentgelt 
dar. Dies setzt voraus, dass sie zusätzlich zu Löhnen oder Ge
hältern gewährt werden, was immer dann erfüllt ist, wenn

n	 es sich bei den Beiträgen und Zuwendungen um zusätz-
liche Leistungen des Arbeitgebers handelt, die neben  
dem laufenden Lohn oder Gehalt gezahlt werden oder 

n	 die Beiträge und Zuwendungen aus Sonderzuwendungen 
finanziert werden, wobei zu beachten ist, dass Umwand-
lungen von Arbeitsentgelt steuerlich nur für künftiges  
Arbeitsentgelt anerkannt werden.
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Im Übrigen darf der beitragspflichtige Teil der Sonderzu
wendungen nicht um die Pauschalsteuer gekürzt werden, 
wenn der Arbeitgeber im arbeitsrechtlichen Innenverhältnis 
die Pauschalsteuer auf den Arbeitnehmer abwälzt. Soweit 
die vorgenannten Leistungen vom laufenden Arbeitsentgelt 
abgezweigt werden (sog. Lohn- bzw. Gehaltsumwand-
lungen), sind sie in voller Höhe dem Arbeitsentgelt zuzu
rechnen. 

c) Pensionskasse
Die Zuwendungen des Arbeitgebers an eine Pensionskasse 
können entweder pauschal versteuert werden oder nach 
dem Einkommensteuergesetz steuerfrei sein. Für die Steuer-
freiheit und die Arbeitsentgelteigenschaft gelten die Aus
führungen unter b analog, und zwar auch, soweit die 
Zuwendungen an die Pensionskasse aus einer Entgelt
umwandlung stammen.

Seit dem 1. Januar 2005 ist die Lohnsteuerpauschalierung  
mit 20 % der Beiträge nur noch möglich für Arbeitgeber- 
zuwendungen aus einem ersten Dienstverhältnis zum  
Aufbau einer nicht kapitalgedeckten – somit umlagefinan-
zierten – betrieblichen Altersversorgung an eine Pensions-
kasse bis zu 1.752,00 EUR/Jahr. Dies sind regelmäßig Umla-
gen an die Versorgungsanstalt des Bundes und der Länder 
(VBL) oder an eine kommunale oder kirchliche Zusatzvers
orgungskasse.

Für den Bereich der kapitalgedeckten betrieblichen Altersver-
sorgung wurde die Möglichkeit der Pauschalversteuerung mit 
Wirkung vom 1. Januar 2005 aufgehoben; werden die Beiträge 
jedoch aufgrund einer solchen vor dem 1. Januar 2005 er
teilten Versorgungszusage (Altzusage) geleistet, bleibt die 
Möglichkeit der Pauschalversteuerung bestehen. Seit 2018 ist 
jedoch zu beachten, dass die nach § 40b EStG a. F. pauschal 
besteuerten Beiträge an Pensionskassen und für Direktver
sicherungen das zur Verfügung stehende maximal steuerfreie 
Volumen von 8 % mindern. Folglich ist diese Pauschal
besteuerung nicht erst nach Übersteigen des steuerfreien 
Höchstbetrages von 8 % möglich, sondern solche Beiträge 
mindern das zur Verfügung stehende steuerfreie Volumen. 
Übersteigen die Beiträge zur kapitalgedeckten betrieblichen 
Altersversorgung den (ggf. verminderten) steuerfreien 
Höchstbetrag von 8 %, sind sie insoweit individuell zu 
besteuern. Im Übrigen gelten die Ausführungen zur 
Pauschalierung unter b entsprechend.

Seit dem 1. Januar 2008 sind laufende Zuwendungen des  
Arbeitgebers aus einem ersten Dienstverhältnis an eine Pen
sionskasse zum Aufbau einer nicht kapitalgedeckten (also  
einer umlagefinanzierten) betrieblichen Altersversorgung 
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steuerfrei, vorausgesetzt, dass die Auszahlung der zugesagten 
Alters-, Invaliditäts- oder Hinterbliebenenversorgung in Form 
einer Rente oder eines Auszahlungsplans vorgesehen ist.  

Zuwendungen sind im Kalenderjahr 2024 bis zu 3 % der  
Beitragsbemessungsgrenze (West) der allgemeinen Renten-
versicherung steuerfrei (2.718,00 EUR). Erhebt dieselbe Ver
sorgungseinrichtung sowohl Zuwendungen/Umlagen als 
auch Beiträge im Kapitaldeckungsverfahren, mindern die 
steuerfreien Beträge zur kapitalgedeckten betrieblichen  
Altersversorgung den Höchstbetrag von 3 %. Allerdings bleibt 
die Möglichkeit einer Pauschalbesteuerung. Die steuerfreien 
Zuwendungen sind, soweit sie zusätzlich zum laufenden  
Arbeitsentgelt gewährt werden, kein Arbeitsentgelt.

d) Pensionsfonds
Zuwendungen des Arbeitgebers aus einem ersten Dienst
verhältnis an einen Pensionsfonds sind – auch wenn sie aus 
einer Entgeltumwandlung stammen – bis zur Höhe von  
4 % der Beitragsbemessungsgrenze (West) der allgemeinen  
Rentenversicherung (für 2024: 3.624,00 EUR/Jahr) kein  
Arbeitsentgelt in der Sozialversicherung (unabhängig von  
der Steuerfreiheit bis zur Höhe von 8 % der Beitragsbemes-
sungsgrenze).

HINWEIS:	 Abfindungen von Versorgungsanwartschaften, 
die in den vorgenannten Durchführungswegen (a bis d) auf-
gebaut wurden, stellen seit dem 1. Juli 2016 grundsätzlich 
kein Arbeitsentgelt mehr dar. In der Kranken- und Pflege
versicherung kommt allerdings Beitragspflicht als Versor-
gungsbezug in Betracht.

e) Mehrere Durchführungswege
Der vorgenannte Freibetrag gilt grundsätzlich für jeden 
Durchführungsweg der betrieblichen Altersversorgung.  
Werden jedoch Direktzusage und Unterstützungskassenver-
sorgung oder Pensionskasse, Pensionsfonds und Direktver
sicherung nebeneinander praktiziert, kann der Freibetrag in 
den Durchführungswegen Direktzusage bzw. Unterstützungs-
kassenversorgung einerseits und in den Durchführungswegen 
Pensionskasse, Pensionsfonds bzw. Direktversicherung 
andererseits jeweils nur einmal berücksichtigt werden. 

3. Hinzurechnungsbetrag 

Die steuerfreien umlagefinanzierten sowie die pauschal 
versteuerten Zukunftssicherungsleistungen sind bis zur  
Höhe von 2,5 % (höchstens in Höhe des für die Versorgungs
regelung geltenden Umlagesatzes) des für ihre Bemessung 
maßgeblichen Entgelts dem Arbeitsentgelt hinzuzurechnen, 
wenn die Versorgungsregelung mindestens bis zum 31. De-
zember 2000 eine allgemein erreichbare Gesamtversorgung 
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von mindestens 75 % des gesamtversorgungsfähigen Entgelts 
und nach Eintritt des Versorgungsfalles eine Anpassung nach 
Maßgabe der Entwicklung der Arbeitsentgelte im Bereich  
der entsprechenden Versorgungsregelung oder gesetzlicher 
Versorgungsbezüge vorsehen. Der Hinzurechnungsbetrag  
ist allerdings maximal aus einem Betrag von 100,00 EUR zu  
bilden. Übersteigen die steuerfreien und die pauschal ver-
steuerten Zukunftssicherungsleistungen diesen Grenzbetrag 
dann gehört der übersteigende Betrag in voller Höhe zum 
Arbeitsentgelt. Der Hinzurechnungsbetrag ist im Übrigen  
um monatlich 13,30 EUR zu vermindern.

Der Betrag von 13,30 EUR ist für jeden Monat des Jahres in 
Abzug zu bringen, wenn und soweit in den einzelnen Mona-
ten ein Hinzurechnungsbetrag vorhanden ist. Das gilt auch 
dann, wenn die Beschäftigung im Laufe eines Monats beginnt 
oder endet oder für einen Teil des Monats Beitragsfreiheit be-
steht. Ein nicht ausgeschöpfter Teil des Abzugsbetrages kann 
nicht auf andere Monate übertragen werden.

Sind die auf den einzelnen Arbeitnehmer entfallenden Zu-
kunftssicherungsleistungen nur bis zu einem bestimmten  
monatlichen (Höchst-)Betrag pauschal und der übersteigende 
Betrag vom Arbeitnehmer individuell versteuert, gehört der 
individuell versteuerte Teil der Zukunftssicherungsleistungen 
zum beitragspflichtigen Arbeitsentgelt.

4. Beiträge für eine Gruppenunfallversicherung

Der Arbeitgeber kann die Lohnsteuer von den ersetzten Bei-
trägen für eine Unfallversicherung des Arbeitnehmers oder 
von Beiträgen für eine vom Arbeitgeber abgeschlossene Un-
fallversicherung mit eigenen Ansprüchen des Arbeitnehmers 
gegen das Versicherungsunternehmen mit einem Pausch
steuersatz von 20 % erheben, wenn mehrere Arbeitnehmer 
gemeinsam in einem Unfallversicherungsvertrag versichert 
sind.

Wird durch die Gruppenunfallversicherung auch das Unfall
risiko auf Dienstreisen abgedeckt, sind bei einer Berufsunfall-
versicherung nur 60 % des Gesamtbeitrags, bei einer Gesamt-
unfallversicherung nur 80 % des Gesamtbeitrags anzusetzen, 
weil die anderen Beitragsanteile den steuerfreien Reiseneben-
kosten zugeordnet werden (s. „Unfallversicherungsbeiträge“). 
Der Pauschalbesteuerung unterliegen die steuerpflichtigen 
Arbeitgeberbeiträge einschließlich Versicherungsteuer. 
Sofern der Arbeitgeber von der Möglichkeit der Pauschal
besteuerung Gebrauch macht, stellen die pauschal ver
steuerten Beiträge kein Arbeitsentgelt dar.

5. Betriebliche Krankenversicherung
Für nach 2013 endende Lohnzahlungszeiträume und für  
sonstige Bezüge, die nach 2013 zufließen, galt bislang unein-
geschränkt folgender Grundsatz: Zuwendungen des Arbeitge-
bers zu einer betrieblichen Krankenversicherung (bKV), die 
vom Arbeitgeber als Versicherungsnehmer zugunsten des Ar-
beitnehmers als versicherter Person abgeschlossen wurde, 
sind steuerrechtlich als Barlohnzuwendungen zu bewerten. 
Gleiches galt, wenn der Arbeitnehmer Versicherungsnehmer 
ist und der Arbeitgeber dessen Beiträge übernimmt. Zuwen-
dungen des Arbeitgebers zu einer bKV stellten daher – auch 
im Falle der Pauschalbesteuerung – Arbeitsentgelt dar.

Auf Grund zweier BFH-Urteile ist seit 2019 bei der Gewährung 
von Krankenversicherungsschutz durch den Arbeitgeber jedoch 
ergänzend zu beachten:
n	� Schließt der Arbeitgeber als Versicherungsnehmer für seine 

Arbeitnehmer eine Zusatzkrankenversicherung ab, handelt 
es sich um Sachlohn und die Anwendung der 50 EUR-Frei-
grenze ist möglich. In diesem Fall liegt kein Arbeitsentgelt  
im Sinne der Sozialversicherung vor. Gleiches gilt übrigens 
auch dann, wenn der Krankenversicherungsschutz vom  
Arbeitnehmer selbst abgeschlossen wurde; entscheidend 
ist, ob ein auf den Krankenversicherungsschutz gerichtetes 
arbeitsvertragliches Versprechen erfüllt wird.

n	� Leistet der Arbeitgeber nur einen Barzuschuss zu einer vom 
Arbeitnehmer selbst abgeschlossenen Zusatzkrankenversi-
cherung und wird lediglich die Inanspruchnahme eines un-
verbindlichen Angebotes auf Krankenversicherungsschutz 
vom Arbeitgeber finanziell bezuschusst, fehlt es an dem er-
forderlichen arbeitsvertraglichen Versprechen. Die Folge:  
Es liegt Barlohn vor und die 50 EUR-Freigrenze ist nicht  
anzuwenden. Der Zuschuss ist Arbeitsentgelt im Sinne der 
Sozialversicherung.

6. Sanierungsgelder

Pauschale Sanierungsgelder zur Deckung eines finanziellen 
Fehlbetrags von Versorgungskassen, die eine Gesamtver
sorgung (siehe Pkt. 3) vorsehen, sind kein Arbeitsentgelt.

Zuschläge
für Überstunden und für Arbeitsleistungen zu ungünstigen 
Zeiten gehören grundsätzlich zum Arbeitsentgelt. Das gilt auch 
für Lohnzuschläge, die wegen der Besonderheit der Arbeit 
gezahlt werden, z. B. Erschwernis-, Hitze-, Gefahren- oder 
Schmutzzuschläge; s. aber auch „Zuschläge für Sonntags-,  
Feiertags- und Nachtarbeit“.

Zuschuss-Wintergeld ist kein Arbeitsentgelt.
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